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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Der Nationalrat gab einer parlamentarischen Initiative (08.468) der SVP, die verlangte,
dass eine „gute mündliche und schriftliche“ Kenntnis der Amtssprache der
Wohngemeinde  Voraussetzung für eine Einbürgerung sein müsse, keine Folge. Gerade
für ein viersprachiges Land wie die Schweiz sei die Reduktion auf die Sprache der
Wohngemeinde zu eng. Zudem würden auch viele gebürtige Schweizer und
Schweizerinnen die Anforderung nach guten schriftlichen Kenntnissen nicht erfüllen.
Da die Beherrschung einer Landessprache für die Integration wichtig sei, überwies der
Nationalrat eine von seiner SPK eingereichte, ursprünglich vom Christlichdemokraten
Schmidt (VS) verfasste Motion, die fordert, dass die Einbürgerung explizit von der
Beherrschung einer Landessprache und einer erfolgreichen Integration abhängig
gemacht wird. Dieser Verweis auf eine Landessprache wandte sich auch gegen ein
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts, welches entschieden hatte, dass die
Beherrschung der englischen Sprache bei einer sonst gut integrierten Person für eine
Einbürgerung ausreichend sei. Der Ständerat stellte sich ebenfalls hinter diese Motion. 1

MOTION
DATUM: 03.03.2010
HANS HIRTER

In der Frühjahrssession hatte sich der Nationalrat im Rahmen einer Sondersession zur
Zuwanderung mit einer Reihe von Vorstössen zu befassen, die auch
Einbürgerungsfragen betrafen (vgl. auch Kapitel 7d). Vier Motionen und ein Postulat
wurden überwiesen. Die sprachliche Integration war Thema der Motionen Schmidt
(cvp, VS; Mo. 08.3499) und Tschümperlin (sp, SZ; Mo. 09.4230). Erstere verlangt, dass im
Bürgerrechtsgesetz die Kenntnis einer Landessprache als Voraussetzung für die
Erlangung des Bürgerrechtes festgeschrieben wird. Letztere verlangt die finanzielle
Unterstützung von Projekten, die als Integrationsmassnahme das Erlernen einer
Landessprache fördern. Während die vom Bundesrat zur Annahme empfohlene Motion
Schmidt nicht auf nennenswerten Widerstand stiess, fiel der Entscheid zugunsten der
Motion Tschümperlin erst mit dem Stichentscheid der Ratspräsidentin. Der Ständerat
nahm beide Motionen ebenfalls an. 2

MOTION
DATUM: 03.03.2010
MARC BÜHLMANN

Strafrecht

Für Kontroversen sorgte der Protest des Walliser Hanfbauern Bernard Rappaz, der mit
einem rund hunderttägigen Hungerstreik einen Unterbruch seines Strafvollzugs
erzwingen wollte. Die Frage, ob ein bewusstloser sich im Hungerstreik befindender
Häftling zwangsernährt werden dürfe, beschäftigte Ethik- und Rechtsexperten, aber
auch die Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren (KKJPD). Auch der
Entscheid von Regierungsrätin Kalbermatten (VS, sp), die Haftstrafe aufgrund der
Weigerung der Ärzte im Berner Inselspital, Rappaz unter Zwangsernährung zu stellen, in
einen Hausarrest umzuwandeln, warf hohe Wellen. Das Bundesgericht wies Rappaz‘
Gesuch auf Haftunterbruch am 26. August 2010 schliesslich zurück und leitete aus der
polizeilichen Generalklausel eine Billigung der Zwangsernährung als letztes legitimes
Mittel zum Schutz von Leib und Leben ab. In der Urteilsbegründung wandte sich das
Gericht auch gegen ethische Bedenken von Ärzten. Mehrere Bundesrichter forderten
das Parlament daraufhin auf, eine einheitliche gesetzliche Grundlage für den Umgang
mit Zwangsernährung zu schaffen. Nachdem Rappaz wieder in Haft genommen wurde,
trat er erneut in den Hungerstreik. Im November weigerten sich die Ärzte des Genfer
Unispitals jedoch, eine Zwangsernährung einzuleiten. Der Walliser Grosse Rat lehnte ein
Gnadengesuch Rappaz‘ ab und das Bundesgericht verweigerte ein drittes Mal einen
Antrag auf Haftunterbuch. Der Europäische Menschenrechtsgerichtshof (EGMR), der
den Fall auf Antrag des Hanfbauern untersuchen will, forderte ein Ende des
Hungerstreiks. Dieser Forderung kam der Walliser am 24. Dezember 2010 nach. Gleich
zwei CVP-Bundesparlamentarier aus dem Kanton Wallis reagierten im Berichtsjahr auf
den Vorfall. Roberto Schmidt reichte eine Motion ein und Viola Amherd verfasste eine
parlamentarische Initiative. Beide Vorstösse fordern eine einheitliche Regelung im
Umgang mit Zwangsernährung. 3

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 24.12.2010
MARC BÜHLMANN
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Im Mai 2014 wurde die 2009 von der Marche Blanche lancierte und 2011 zustande
gekommene Volksinitiative „Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen“
von 63,5% der Stimmbevölkerung bei einer Stimmbeteiligung von 54,9% angenommen.
Über hundert Mitglieder zählte das überparteiliche Pro-Komitee „Pädophile sollen nicht
mehr mit Kindern arbeiten dürfen“. Unter den Vertretern aus der BDP, CVP, FDP, SVP,
MCG, Lega und EDU befanden sich auch bekannte Politikerinnen und Politiker, wie etwa
Oskar Freysinger (svp, VS), Natalie Simone Rickli (svp, ZH) und Thomas Minder (parteilos,
SH). Ausgehend von der Ansicht, dass der vom Bundesrat ausgearbeitete und vom
Parlament 2013 verabschiedete indirekte Gegenvorschlag zu wenig weit gehe, um Opfer
vor Wiederholungstätern zu schützen, eröffnete das Komitee am 25. März den
Abstimmungskampf.

Ihm stand das Contra-Komitee „Nein zur Pädophilie-Initiative“ gegenüber, welches sich
erst kurz zuvor formiert hatte und von Andrea Caroni geleitet wurde. Obwohl alle
Parteien ausser der SVP die Nein-Parole herausgegeben hatten, wurde das Nein-
Komitee erst spät aktiv. Das aus Mitte-Links-Parlamentariern zusammengesetzte
Komitee stellte sich hinter den indirekten Gegenvorschlag und kritisierte die Initiative
aus dieser Perspektive als überflüssig, unvollständig und unverhältnismässig: Seiner
Meinung nach biete das Bundesgesetz über das Tätigkeitsverbot und das Kontakt- und
Rayonverbot einen umfassenderen Schutz der Kinder und wahre gleichzeitig den
Rechtsstaat. Auch der Bundesrat empfahl die Volksinitiative zur Ablehnung. Das
Parlament konnte sich bis zum Schluss nicht auf eine Abstimmungsempfehlung einigen.

Der Abstimmungskampf drehte sich folglich nicht um die Frage, ob Kinder vor sexuellen
Übergriffen geschützt werden sollten, sondern durch welche Regelung dies geschehen
sollte. Da es sich beim Kindsmissbrauch um ein emotionales Thema handelt, hatten die
Gegner der Initiative mit ihren Argumenten der Rechtsstaatlichkeit und der
Verhältnismässigkeit einen schweren Stand. Hinzu kam, dass dem Gegnerkomitee kaum
finanzielle Mittel zur Verfügung standen und es sich auf eine Website und eine
Pressekonferenz beschränken musste. So trug am Schluss das Pro-Komitee, welches
mit seinen Teddybär-Plakaten und -Inseraten aktiv auftrat, den klaren Sieg davon. Es
nützte auch nichts, dass der Bundesrat kurz vor der Abstimmung den Gegenvorschlag
per 1. Januar 2015 in Kraft setzte.

Die grösste Zustimmung fand die Initiative in der Romandie (FR 68,8%, VD 68,7%, VS
74,3%, NE 70%, GE, 73,6%, JU 71,5%) und im Tessin (83%). Am wenigsten Ja-Stimmen
bekam das Anliegen im Heimatkanton von Andrea Caroni (AR 55%).

Abstimmung vom 18. Mai 2014

Beteiligung: 54,9%
Ja: 1'818'658 (63,5%) / 20 6/2 Stände
Nein: 1'044'753 (36,5%) / 0 Stände

Parolen:
– Ja: BDP (1*), JCVP, SVP, EDU, MCR/MCG.
– Nein: CVP (10*), FDP (6*), SP, CSP, EVP, GLP (3*), Grüne (2*); LCH, SAJV, SGB,
Travail.Suisse, VPOD, Jungwacht Blauring Schweiz, Pfadibewegung Schweiz, SATUS
Schweiz, Stiftung Kinderschutz Schweiz.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Die Vox-Analyse ergab, dass es zwar durchaus einen klaren Konfliktgraben zwischen
linken Gegnern und rechten Befürwortern gab. Schliesslich gab aber vor allem die
persönliche Bedeutung der Vorlage den Ausschlag, wobei das Argument „Der Schutz des
Kindes steht über allem“ überwog. Insgesamt waren die Stimmbürger gut über die
Vorlage informiert und ihre Stimmmotivation spiegelte im Wesentlichen die Argumente
der Abstimmungskomitees wieder. Dennoch schien vielen nicht klar gewesen zu sein,
dass es neben der vorgelegten Initiative auch einen indirekten Gegenvorschlag in der
Form eines Gesetzes gab.

Nach der Abstimmung stand das Parlament ein weiteres Mal vor der schwierigen
Aufgabe, eine neue Verfassungsbestimmung umsetzen zu müssen, die einer anderen
Bestimmung der Bundesverfassung – dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit –
widerspricht. Noch im Berichtsjahr wollte die Justizministerin einen Entwurf in Form
einer Änderung des Bundesgesetzes über das Tätigkeitsverbot und das Kontakt- und

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 18.05.2014
NADJA ACKERMANN
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Rayonverbot in die Vernehmlassung schicken. 4

Mit seiner Motion «Für ein modernes Verwaltungsstrafrecht» forderte Andrea Caroni
(fdp, AR) den Bundesrat auf, das aus den 1970er-Jahren stammende
Verwaltungsstrafrecht zu revidieren. Ob dies mittels einer Totalrevision des geltenden
Bundesgesetzes über das Verwaltungsstrafverfahren oder durch Ergänzung des
Strafgesetzbuches und der Strafprozessordung geschehen soll, liess der Motionär offen.
Aufgrund der Rechtsentwicklung und insbesondere der Einführung einer modernen
Strafprozessordnung im Jahr 2011 erachtete der Bundesrat die Revision als angezeigt
und empfahl die Motion zur Annahme. Der Nationalrat folgte dieser Empfehlung und
nahm den Vorstoss in der Frühjahrssession 2015 diskussionslos an. In der Herbstsession
war auch der Ständerat der Ansicht, dass Handlungsbedarf bestehe und stimmte dem
Anliegen zu, wie es ihm seine Rechtskommission einstimmig beantragt hatte.
Bundespräsidentin Simonetta Sommaruga fügte an, dass der Bundesrat das
Verwaltungsstrafrecht weiterhin in einem eigenständigen Erlass regeln wolle und er
somit bei der Umsetzung der Motion die Totalrevision des bestehenden Gesetzes
bevorzuge. 5

MOTION
DATUM: 24.09.2015
KARIN FRICK

Privatrecht

Der Ständerat überwies ein von 34 Ratsmitgliedern unterzeichnetes Postulat Bischof
(cvp, SO) (13.3217), das den Bundesrat beauftragt, die Notwendigkeit einer Revision des
Allgemeinen Teils des Obligationenrechts (OR) von 1912 hinsichtlich der
Benutzerfreundlichkeit zu prüfen. Dahinter steht ein wissenschaftliches Projekt für das
die Schweizer Rechtsfakultäten in den letzten fünf Jahren unter dem Titel „Schweizer
Obligationenrecht 2020“ einen Entwurf des neuen OR entworfen hatten. Ein
gleichlautendes Postulat Caroni (fdp, AR) (13.3226) wurde auch im Nationalrat
überwiesen. 6

POSTULAT
DATUM: 18.06.2013
NADJA ACKERMANN

Mit der Überweisung eines Postulats Feri (sp, AG) beauftragte der Nationalrat den
Bundesrat mit der Ausarbeitung eines Berichts über die Situation der Sexarbeiterinnen
und -arbeiter in der Schweiz. Die dadurch erhaltene Übersicht über die Aufsicht,
Voraussetzungen und Bedingungen der Sexarbeitenden in den Kantonen soll den
optimalen Schutz der Sexarbeitenden und Freier ermöglichen. Die Frage nach den
Sicherheitskosten im Zusammenhang mit käuflichem Sex strich die grosse Kammer
aufgrund des zu hohen finanziellen Aufwands für die Erhebung aus der Liste der zu
prüfenden Punkte. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats, das
gemeinsam mit den bereits überwiesenen Postulaten Streiff-Feller (evp, BE; Po. 12.4162)
und Caroni (fdp, AR; Po. 13.3332) beantwortet werden kann. 7

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
NADJA ACKERMANN

Nach Abschluss des Ehevorbereitungsverfahrens besteht im geltenden Recht noch eine
Wartefrist von zehn Tagen, bevor die Ehe geschlossen werden kann. Seit der
Abschaffung des Vekündverfahrens erfüllt diese Frist jedoch keinen Zweck mehr. In der
Herbstsession 2018 stimmte auch der Nationalrat mit 129 zu 43 Stimmen bei einer
Enthaltung der Abschaffung dieser Mitwirkungsfrist zu und schrieb die Motion Caroni
(fdp, AR), die Auslöser dieser Gesetzesanpassung war, ab. Wie schon in der
Gesamtabstimmung stellte sich auch in der Schlussabstimmung die SVP-Fraktion gegen
die entsprechende Änderung des ZGB, welche im Nationalrat somit mit 127 zu 64
Stimmen ausging. Der Ständerat hingegen verabschiedete den Entwurf in der
Schlussabstimmung abermals einstimmig. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.09.2018
KARIN FRICK
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Grundrechte

Einen anderen Weg wollte ein Postulat Caroni (fdp, AR) vorbereiten. Der Vorstoss
verlangte vom Bundesrat einen Bericht über die Verbesserungsmöglichkeiten der
rechtlichen Stellung von Sexarbeitenden. Da repressive Massnahmen wie das
Prostitutionsverbot die Sexarbeitenden in die Illegalität drängten und dadurch ihre
Gefährdung erhöhten, müssten andere Mittel gefunden werden. Ein wirksameres
Instrument zur Bekämpfung des Menschenhandels wurde in der Aufhebung der
Sittenwidrigkeit und dem daraus resultierenden Anspruch auf den vereinbarten
Freierlohn sowie dem Recht auf einen Arbeitsvertrag gesehen. Der Nationalrat überwies
das Postulat ohne Diskussion an den Bundesrat. 9

POSTULAT
DATUM: 27.09.2013
NADJA ACKERMANN

In der Frühjahrssession 2014 nahm der Nationalrat ein Postulat Fehr (sp, ZH)
diskussionslos an und beauftragte damit den Bundesrat, eine Länderstudie zu
Prostitution und Sexarbeit zu erstellen. Die Studie soll einerseits darlegen, wie die
untersuchten Länder, darunter Schweden, Ausbeutung und Menschenhandel in der
Prostitution und Sexarbeit bekämpfen und andererseits konkrete Massnahmen für die
Schweiz vorschlagen. Der Bundesrat will das Postulat Fehr in einem Bericht zusammen
mit den thematisch ähnlichen Postulaten Streiff-Feller (evp, BE; Po. 12.4162) und Caroni
(fdp, AR; Po. 13.3332) erfüllen. 10

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
NADJA ACKERMANN

Im Juni 2015 veröffentlichte der Bundesrat einen umfassenden Bericht zu Prostitution
und Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung. Er erfüllte damit die
Postulate Streiff-Feller (evp, BE; Po. 12.4162), Caroni (fdp, AR; Po. 13.3332), Feri (sp, AG;
Po. 13.4033) und Fehr (sp, ZH; Po. 13.4045), welche allesamt vom Bundesrat einen
Bericht im Bereich der Sexarbeit gefordert hatten. Der Nationalrat schrieb die
Postulate daraufhin im Sommer 2016 ab. 
Der Bundesrat sprach sich im Bericht deutlich gegen ein Verbot der Prostitution aus, da
dies die Prostituierten in den Untergrund verdränge, was für sie mit erhöhten Risiken
verbunden sei. Der Vergleich mit anderen Ländern, insbesondere mit Schweden, zeige
zudem, dass die Bekämpfung des Menschenhandels zum Zweck der sexuellen
Ausbeutung auch mit einem Prostitutionsverbot schwierig bleibe. Es bestehe aber in
der Schweiz durchaus Handlungsbedarf. Sehr viele der sich prostituierenden Frauen
zeigten physische oder psychische Krankheitssymptome und das Ausbeutungsrisiko sei
real. Ausserdem sei die Faktenlage zur sexuellen Ausbeutung in der Prostitution
bescheiden und die in dem Bereich zuständigen Kantone verzichteten aufgrund
mangelnder Ressourcen und tiefer Priorisierung weitgehend auf langfristige
Strukturermittlungen zur Aufdeckung von Menschenhandel. Um die bestehenden
Probleme anzugehen und eine Diskussionsgrundlage für das Parlament zu liefern, listete
der Bundesrat am Ende des Berichts 57 mögliche Massnahmen zum Schutz von
Prostituierten auf, wovon jedoch lediglich 14 auf Bundesebene durchführbar sind. 11

BERICHT
DATUM: 05.06.2015
ELIA HEER

Im Sommer 2016 schrieb der Nationalrat das Postulat Caroni (fdp, AR) ab, da der
Bundesrat das Anliegen des Vorstosses mit der Veröffentlichung seines Berichts zu
Prostitution und Menschenhandel im Juni 2015 erfüllt hatte. 12

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
ELIA HEER

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Das Prozedere bei der Wahl des Bundesratspräsidiums wurde auf einen Vorschlag von
Andrea Caroni (fdp, AR) hin leicht modifiziert. Bis 2013 waren das neu gewählte Tandem
aus Präsident und Vizepräsident bei der Bekanntgabe der Wahlresultate nicht im
Ratssaal anwesend gewesen. Dies änderte sich mit der Wahl im Dezember 2014: Seit
dann werden die Kandidierenden nach der Verkündigung der Resultate vom
Ratspräsidium beglückwünscht und die neue Präsidentin oder der neue Präsident hält
eine kurze Ansprache. Die Neuerung bedingte keine reglementarischen Änderungen.
Die Wahl von Didier Burkhalter zum Bundespräsidenten im Dezember 2013 sei gewesen
wie eine Hochzeit ohne Bräutigam, gab Caroni zu Protokoll. Sogar den Applaus der
Bundesversammlung habe das damals gewählte Präsidium in Abwesenheit erhalten.
Nicht nur dies änderte sich mit der neuen Regelung, der auch die dazu konsultierte
Regierung zugestimmt hatte, sondern auch der Zeitpunkt der Wahl, die nicht mehr um

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 03.12.2014
MARC BÜHLMANN
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acht sondern um elf Uhr stattfindet. 13

Regierungspolitik

Er könne nicht nachvollziehen, weshalb man in Parallelität zu einem bereits wirkenden
ersten gleich auch noch einen zweiten Apparat initiieren wolle, der sich zum gleichen
Thema an die Arbeit mache, sagte Bundesrat Johann Schneider-Ammann im Rahmen
der nationalrätlichen Debatte zur Motion Martullo-Blocher (svp, GR). Die Verwaltung
komme nicht mehr «aus dem Berichteschreiben heraus» und sei bereits daran, das
Postulat Caroni (fdp, AR) umzusetzen, das einen Rapport über eine mögliche
Regulierungsbremse fordert. Die Reduktion der Bürokratie stehe beim Bundesrat ganz
zuoberst auf der Agenda, aber man solle doch jetzt zuerst einmal diesen Bericht
abwarten, bevor entschieden werde, ob weitere politische Arbeit nötig sei.  
Konkret forderte die Motion Martullo-Blocher, der «Regulierungsflut» mit dem Prinzip
von «one in, two out» zu begegnen, also für jeden neuen Bundeserlass bisherige
Erlasse mit doppelt so hohen Regulierungsfolgekosten aufzuheben. Mit ihrem ersten
Vorstoss als Nationalrätin appellierte die Vertreterin des Kantons Graubünden an die
bürgerlichen Kräfte, die sich explizit für Deregulierung einsetzen würden. Einem Teil
dieser bürgerlichen Kräfte – die grosse Mehrheit der CVP- und der BDP- und eine
knappe Mehrheit der FDP-Fraktion stimmten gegen den Vorstoss – schienen die
Bedenken des Wirtschaftsministers allerdings näher zu liegen. Insgesamt wurde die
Motion mit 107 zu 81 Stimmen (bei einer Enthaltung) abgelehnt. 14

MOTION
DATUM: 28.02.2018
MARC BÜHLMANN

Parlamentsmandat

Eine parlamentarische Initiative Berberat (sp, NE) forderte eine Regulierung des
Zugangs von Lobbyisten zum Parlamentsgebäude. Mit einer Akkreditierung solle dem an
sich legitimen und für das Funktionieren einer Demokratie wichtigen Lobbyismus mehr
Transparenz verliehen werden. Der Zutritt soll – so die Forderung des Initianten – nicht
mehr lediglich zwei Personen pro Parlamentarier erlaubt sein, sondern eine
Akkreditierung unter bestimmten Massnahmen und noch zu bestimmenden
Voraussetzungen sollte es allen Vertretern von Interessengruppen ermöglichen, Zutritt
zum Parlament zu erhalten. Die staatspolitische Kommission des Ständerats empfahl,
der Initiative keine Folge zu geben. Die Transparenz sei seit der Veröffentlichung der
Liste mit den zugangsberechtigten Personen bereits wesentlich verbessert worden. Sie
warnte vor einer noch höheren Frequentierung des Parlamentsgebäudes. Bereits heute
würden sich ab und an zu viele Personen in den Vorzimmern des Ständerates aufhalten.
Eine Kommissionsminderheit machte geltend, dass die jetzige Situation – Lobbyisten
erhalten quasi als Gäste von Parlamentariern getarnt Zutritt – stossend sei. In der
Presse wurde gemutmasst, dass einzelne von Parlamentariern vergebene Badges gar
gegen Geld verkauft wurden. Eine knappe Mehrheit der kleinen Kammer (19 zu 17
Stimmen) entschied schliesslich, der Initiative keine Folge zu geben. Ausschlaggebend
war auch, dass sich die Ausformulierung der Kriterien für eine Akkreditierung als sehr
diffizil und bürokratisch erweisen könnte. Im Nationalrat reichte Andrea Caroni (fdp,
AR) kurz nach dem abschlägigen Entscheid der kleinen Kammer eine parlamentarische
Initiative mit ähnlicher Stossrichtung ein (12.430), die im Berichtsjahr von der SPK-NR
aber noch nicht behandelt wurde. Eine Verschärfung der Zugangsregelung verlangte
auch eine parlamentarische Initiative Minder (parteilos, SH) (12.401): seine Forderung,
Lobbyisten den uneingeschränkten Zugang ganz zu verbieten und die beiden Badges
nur noch persönlichen Mitarbeitern oder Familienmitgliedern abzugeben, wurde im Rat
mit 17 zu 22 Stimmen abgelehnt. Die knappe Mehrheit wurde jedoch als Unmut ob der
aktuellen Situation interpretiert. Schliesslich scheiterte auch eine Motion Baumann
(svp, TG) (11.4029), die strengere Regeln für ehemalige Parlamentsmitglieder verlangt
hätte. Altparlamentarierinnen und -parlamentarier geniessen einen privilegierten
Zugang zum Parlamentsgebäude und nutzen diesen nach ihrem Rücktritt auch für die
Vertretung von Interessen. Die im Nationalrat diskussionslos angenommene, im
Ständerat aber knapp (22:17 Stimmen) abgelehnte Motion hätte die Ausarbeitung einer
bis jetzt fehlenden Regelung für die Zutrittsberechtigung ehemaliger Ratsangehöriger
verlangt. Seit Anfang 2012 können zudem Kantone je einen Interessenvertreter mit
einem separaten Zutrittsausweis nach Bern schicken. Davon Gebrauch machten bisher
die Kantone Tessin, Genf, Waadt und Basel-Stadt. Ziel ist ein stärkerer Einfluss auf
Bundesebene. Schliesslich erliess der Bundesrat Ende November die neue Verordnung
über die Akkreditierung von Medienschaffenden, welche die Voraussetzungen,
Zuständigkeiten und Verfahren für die Zulassung von Medienschaffenden für das
Medienzentrum im Bundeshaus regelt und per 1.1.2013 in Kraft tritt. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.11.2012
MARC BÜHLMANN
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Von den im Vorjahr behandelten Vorstössen, die den Zugang von Lobbyisten zum
Parlamentsgebäude besser regeln wollten, hatte keiner die Zustimmung beider Räte
erhalten. Hängig war allerdings noch eine parlamentarische Initiative Caroni (fdp, AR),
die den Einbezug von allen Kategorien von Interessenvertretern (ständige Lobbyisten,
Tageslobbyisten, alt Parlamentarier, etc.) unter dasselbe Reglement forderte. Darüber
hinaus verlangt das Begehren den Ersatz von Zutrittskarten durch ein
Akkreditierungssystem, Transparenz über Mandate und Arbeitgeber der
Interessenvertreter sowie klare Verhaltensregeln für die Lobbyisten. Auch regte Caroni
eine Selbstregulierung durch die Branche selber an. Wie bereits im Vorjahr zeigte sich
die nationalrätliche Staatspolitische Kommission in dieser Frage reformfreudiger als
ihre Schwesterkommission im Ständerat. Während sich die SPK-NR mit 16 zu 6 Stimmen
für Folge geben aussprach, lehnte die SPK-SR das Begehren mit 8 zu 3 Stimmen ab. Als
Hauptargumente gegen das Anliegen wurden der hohe bürokratische Aufwand und die
geringe Praktikabilität eingebracht. In den Räten wurde die Initiative noch nicht
behandelt. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.11.2013
MARC BÜHLMANN

Weil die SPK des Ständerates der parlamentarischen Initiative Caroni (fdp, AR) ihre
Zustimmung verweigert hatte, nachdem sich die nationalrätliche Schwesterkommission
vorerst noch für Folge geben stark gemacht hatte, wurde das Begehren im Nationalrat
debattiert. Die Initiative verlangt ein Akkreditierungssystem für Lobbyistinnen und
Lobbyisten. Caroni geisselte vor allem das bestehende Badge-System: jeder
Parlamentarier darf zwei Personen Zutritt zum Parlament verschaffen. Die meisten so
zutrittsberechtigten Personen sind Vertreter von Interessenorganisationen, aber auch
private Mitarbeiter und Familienangehörige. Caroni sprach dabei von einem Badge-
Basar, der nicht nur für die Interessenvertreterinnen und -vertreter unwürdig sei,
sondern auch die Parlamentarierinnen und Parlamentarier ins Zwielicht bringe. Mit
einer Akkreditierung könnte nicht nur diesem Basar ein Ende bereitet werden, sondern
es würde auch transparenter, wer in welcher Funktion im Bundeshaus ein- und
ausgehe. In der Zwischenzeit hatte die SPK-NR knapp ihre Meinung geändert. In ihrem
Bericht vom Mai 2014 machte sie geltend, dass ein Akkreditierungssystem zu
kompliziert sei und kaum befriedigende Kriterien für Zugangsbewilligungen gefunden
werden dürften.  Die unbürokratische Badge-Regel, bei der die Verantwortung bei den
Parlamentsmitgliedern verbleibe, sei vorzuziehen. Die Initiative hingegen würde nicht
die Transparenz, sondern die Bürokratie erhöhen. Eine deutliche Minderheit der
Kommission, die sich im zweiten Anlauf mit 10 zu 9 gegen Folge geben entschieden
hatte, machte allerdings geltend, dass die wichtige Interessenvertretung, die zur Politik
gehöre, in geordnete Bahnen gelenkt werden könne, wenn durch klare Kriterien
festgelegt werde, wer Zugang zum Bundeshaus haben soll. Die Argumente des Initianten
und der Kommissionsminderheit verfingen jedoch nicht: die Mehrheit der grossen
Kammer lehnte das Begehren mit 113 zu 66 Stimmen bei 7 Enthaltungen ab, wobei die
Mehrzahl der befürwortenden Stimmen aus den Fraktionen der SP und der GP
stammten. Das Thema Lobbyismus wurde von den Medien das ganze Jahr hindurch
sporadisch diskutiert. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.06.2014
MARC BÜHLMANN

Das Thema Lobbying wurde im Jahr 2015 – nicht nur aufgrund der im Monat Mai
losgetretenen sogenannten «Kasachstan-Affäre» – ein medial breit begleitetes
Politikum. Angeprangert wurde dabei insbesondere die geringe Transparenz, die bei
der Interessenvertretung im Bundeshaus herrsche. 
Die Aargauer Zeitung zeigte schon im Januar am Beispiel von Thomas Borer auf – der
Ex-Botschafter soll im Auftrag eines russischen Oligarchen versucht haben,
Parlamentsmitglieder zu beeinflussen –, welche Lobbyisten-Praktiken zwar nicht
verboten, aber umstritten seien: die Verschleierung des Auftraggebers, übertriebene
Zuwendungen, Vergabe von Mandaten an Parlamentarierinnen und Parlamentarier
durch die Privatwirtschaft, entgeltliches Anbieten der Badges, von denen
Parlamentsmitglieder jeweils zwei vergeben können oder lobbyistisches Wirken
ehemaliger Bundesbeamter und ehemaliger Parlamentarierinnen und Parlamentarier,
die ihr Zutrittsrecht behalten. Insgesamt gebe es rund 500 Interessenvertreter, so
rechnete die Luzerner Zeitung vor, die entweder mit einem Badge, einem Tagesausweis
– jedes Parlamentsmitglied darf pro Sessionstag zwei weitere Zutritte vergeben – oder
einer Medienakkreditierung ins Bundeshaus gelangen. Dass Letztere wohl auch für
Lobbyismus verwendet werde, berichtete die Sonntagszeitung im Januar: Stefan Wild
wirke als Interessenvertreter des Apothekerverbandes TopPharm, gelange aber als
Medienvertreter ins Bundeshaus. Wild, der auch im Vorstand der Schweizer Public
Affairs Gesellschaft (SPAG) sitzt, schreibe freilich auch Berichte für das

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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Branchenmagazin von TopPharm. 
Gegen Intransparenz hatten sich schon 2014 eine Handvoll Parlamentarierinnen und
Parlamentarier mit – allerdings bisher erfolglosen – Vorstössen stark gemacht. Mit dem
Verein «Lobbywatch» machte sich 2015 auch ein loser Verband von Medienschaffenden
daran, mehr Licht ins Dunkel der verschiedenen Einflusswege zu bringen. Darüber
hinaus setzte die SPAG eine Kommission ein, die über die Einhaltung der seit 2014
geltenden Regeln wachen soll. So müssen Interessenvertreterinnen und -vertreter, die
Mitglied bei der SPAG sind, deklarieren für wen sie in welcher Funktion lobbyieren.
Häufig würden Lobbyistinnen und Lobbyisten nämlich einfach als Gast oder persönliche
Mitarbeiter ausgewiesen, wusste der Blick zu berichten. Ende August entfernte die
SPAG 15 der rund 230 Mitglieder aus ihrem Register, weil diese der Offenlegungspflicht
nicht nachgekommen seien. 
Immer mehr Parlamentarierinnen und Parlamentarier begannen sich, wohl auch
aufgeschreckt durch die eingangs erwähnte «Kasachstan-Affäre», am System zu stören.
20 Ratsmitglieder gaben zu Protokoll, ihre Badges nicht (mehr) zu verteilen. Das
«Göttisystem» sei nicht mehr zeitgemäss und die Wandelhalle könne von den
Parlamentsmitgliedern während einer Session gar nicht mehr benutzt werden, um
gegenseitige Gespräche zu führen, gab etwa Thomas Aeschi (svp, ZG) dem Tages-
Anzeiger zu Protokoll und Andrea Caroni (fdp, AR) sprach in der Appenzeller Zeitung von
einem unwürdigen «Badge-Basar». 
Die «Kasachstan-Affäre» sorgte für eine rasante Zunahme der Medienaufmerksamkeit
zum Thema Lobbying. Neben Empörungsbewirtschaftung waren freilich auch Stimmen
zu hören, welche die Interessenvertretung als eminent wichtig für die Politik
verteidigten: Milizparlamentarierinnen und -parlamentarier seien auf Expertenwissen
und auf Denkanstösse von verschiedenen Seiten angewiesen. Ohne Lobbying würde die
Schweizer Politik nicht funktionieren, zeigten sich etwa die Journalistin Doris Kleck
oder der Politikwissenschafter Fritz Sager im Tages-Anzeiger überzeugt. Es sei nicht
mehr als legitim, dass ein Verband oder eine Firma aktiv versuche, Entscheide
mitzugestalten, von denen ihre Geschäftstätigkeit betroffen sei. Die Teilnahme am
politischen Prozess sei ein «Wesensmerkmal einer funktionierenden Demokratie»
nahm Walter Stüdeli, Geschäftsführer einer Lobbying-Agentur, den Ball weiter auf. 
In einem Beitrag in der Südostschweiz Anfang Februar hatte auch der Bündner
Nationalrat Heinz Brand (svp, GR) versucht, die Zusammenarbeit zwischen
Parlamentsmitgliedern und Interessenvertreterinnen und -vertretern zu beschreiben.
Es sei zwar richtig, dass während der Session zahlreiche Branchen, aber auch
Wirtschaftsregionen und Kantone mit Anlässen um die Aufmerksamkeit der
Parlamentarierinnen und Parlamentarier buhlten – oft könne man am Mittag oder am
Abend «zwischen vier oder fünf Anlässen auswählen» –, diese Veranstaltungen dienten
aber nicht dazu, die Parlamentsmitglieder für spezifische Interessen einzuspannen,
sondern man erhalte dabei eine gute Gelegenheit, sich aus erster Hand zu informieren.
Essen und Trinken sei dabei eher lästige Pflicht – der Sonntagsblick machte die Session
denn auch kurzerhand zur «Fression».
Die Forderung nach mehr Transparenz verstummte hingegen nicht, auch wenn Klaus J.
Stöhlker sie in der Weltwoche als Illusion bezeichnete. Für La Liberté war Transparenz
zur «exigence essentielle» geworden. Freilich gerieten nicht nur die Lobbyisten,
sondern auch die Parlamentarierinnen und Parlamentarier in den Fokus, die selber als
wichtigste Interessenvertreterinnen und -vertreter fungieren. Dies zeige sich etwa –
wie das St. Galler Tagblatt während der Frühjahrssession vorrechnete – bei der
Landwirtschaftspolitik. 3.6 Prozent im ersten Sektor Beschäftigte würden 0.7 Prozent
der Bruttowertschöpfung erbringen. Der Bund gebe aber am sechstmeisten für die
Landwirtschaft aus, was wohl auch damit zu tun habe, dass 13 Prozent der
Nationalrätinnen und Nationalräte im Agrarsektor arbeiteten – ein Umstand, der auch
dem Alkoholgesetz in der Sommersession in «unverschämter Weise» (Aargauer Zeitung)
zum Erfolg verholfen habe. 
Die NZZ schaute sich im Juli die öffentlich zugänglichen Interessenbindungen genauer
an und kam zum Schluss, dass über hundert Verbände ihren Präsidenten oder ihre
Präsidentin im Parlament hatten. Auf Anfrage der Zürcher Zeitung legten insbesondere
jüngere und rot-grüne Parlamentarierinnen und Parlamentarier ihre Einkünfte aus
solchen Nebenmandaten offen, während sich eine grosse Mehrheit der bürgerlichen
Parteimitglieder «in Schweigen hüll[t]en». 
Le Temps zeigte Ende August in einer weiteren Analyse der Anzahl Interessenbindungen
auf, dass diese Zahl in den letzten Jahren zugenommen habe – von total 1'876 im Jahr
2010 auf aktuell 2'025 (2015). In einem Fraktionsvergleich zeigte sich, dass in der
aktuellen Legislatur die FDP mit 11.95 Mandaten pro Parlamentssitz am stärksten mit
verschiedenen Interessengruppen verknüpft ist, gefolgt von der CVP (9.63) und der BDP
(9.1). Die SP (7.56) ist laut Le Temps stärker verbandelt als die SVP (6.33). Schlusslichter
bilden die GLP mit 6.14 bzw. die Grünen mit 6.12 Interessenbindungen pro
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Fraktionsmitglied. Freilich sage die schiere Zahl an Verbindungen noch nichts über den
tatsächlichen Einfluss von Interessenorganisationen aus, so Le Temps.  
Ebenfalls zum Thema wurde bald auch, wie viel Geld Parlamentarierinnen und
Parlamentarier für die Interessenvertretung mittels Verwaltungsratsmandaten
verdienten und welche Geschenke und Einladungen sie von wem erhalten – Themen,
die auch Eingang in die nunmehr wesentlich virulenter geführte Diskussion über die
parlamentarischen Vorstösse für mehr Transparenz fanden (z.B. Pa.Iv. 14.472 oder Pa.Iv.
15.437). Gewarnt wurde aber zusehends auch davor, dass mehr Transparenz auch zu
mehr Professionalisierung führen könne.
Nicht in der Politik, sondern in der Verwaltung machte die Weltwoche die stärkste
Beeinflussung von Politik aus: Dort werde die Gesetzgebung nämlich am meisten
beeinflusst. Ruedi Noser (fdp, ZH) merkte dazu in der NZZ an, dass Lobbying als
wichtige Informationsquelle auch als Gegengewicht zur starken Verwaltung wirken
könne. Es sei wichtig, dass Politikerinnen und Politiker gut vernetzt seien, gab Joachim
Eder (fdp, ZG) der Luzerner Zeitung zu Protokoll. 
Auch wenn in der zweiten Jahreshälfte, also nach dem Abflauen der «Kasachstan-
Affäre» das Medieninteresse wieder stark abnahm, dürfte die Berichterstattung doch
auch zu einer gesellschaftspolitischen Sensibilisierung geführt haben. Le Temps
prognostizierte denn auch im Dezember, dass die neu gewählten Parlamentarierinnen
und Parlamentarier wohl vorsichtiger mit Interessenvertretungen umgehen werden. 18

Mit Thomas Egger (cvp, VS) und Samuel Bendahan (sp, VD) wurden in der Sommersession
2017 zwei neue Nationalratsmitglieder willkommen geheissen. Beide rutschten nach,
weil die Vorgängerin bzw. der Vorgänger in kantonale Regierungen gewählt worden
waren. Egger, der in der CSP-Oberwallis ist und damit im Nationalrat der CVP-Fraktion
angehört, wurde als Nachfolger des in die Walliser Regierung gewählten Roberto
Schmid vereidigt. Bendahan - Nachfolger der in die Waadtländer Exekutive bestellten
Cesla Amarelle - legte das Gelübde ab. In den letzten Jahren kamen Wechsel aus dem
Bundeshaus in kantonale oder kommunale Exekutiven relativ häufig vor: Neben Schmid
und Amarelle waren auch Jean-François Steiert (Staatsrat in Fribourg, SP), Alec von
Graffenried (Stadtpräsident in Bern, Grüne), Filippo Leutenegger (Stadtrat in Zürich,
FDP), Antonio Hodgers oder Mauro Poggia (beide Conseiller d'Etat in Genf, Grüne bzw.
MCG) diesen Weg gegangen. 19

WAHLEN
DATUM: 15.06.2017
MARC BÜHLMANN

Parlamentsorganisation

Das Nationalratspräsidium wurde 2013 von Maya Graf (gp, BL) geführt, der ersten
grünen Nationalrätin in diesem Amt. Als ihr Nachfolger wurde Vizepräsident Ruedi
Lustenberger (cvp, LU) in der Wintersession mit 175 von 183 gültigen Stimmen bestätigt.
Neuer erster Vizepräsident wurde Stéphane Rossini (sp, VS) mit 166 von 169 gültigen
Stimmen. Für das Amt des zweiten Vizepräsidenten, das 2014 turnusgemäss der FDP
zugesprochen wird, kandidierten bei der FDP-internen Ausmarchung drei
Kandidierende. Die Freisinnigen entschieden sich aus dem jungen Trio Caroni (AR),
Wasserfallen (BE) und Markwalder (BE) für die erfahrenere Christa Markwalder, die
damit aller Voraussicht nach, ihre Wiederwahl bei den Nationalratswahlen 2015
vorausgesetzt, das Präsidium 2016 inne haben wird. Markwalder erhielt 137 von 173
gültigen Stimmen; 24 Stimmen entfielen auf Wasserfallen. Den Vorsitz im Ständerat
besetzte im Berichtjahr Filippo Lombardi (cvp, TI). Ihm zur Seite standen Hannes
Germann (svp, SH) und Claude Hêche (sp, JU), die in der Wintersession zum Nachfolger
von Lombardi bzw. zum neuen ersten Vizepräsidenten gewählt wurden. Germann
erhielt dabei alle 42 gültigen Stimmen und auf Hêche entfielen 40 der 41 gültigen
Stimmen. Mit Raphaël Comte (NE) wird die FDP 2016 zudem voraussichtlich auch einen
relativ jungen Ständeratspräsidenten stellen; Comte wurde mit 36 von 39 gültigen
Stimmen zum neuen zweiten Vizepräsidenten gewählt. 20

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 25.11.2013
MARC BÜHLMANN

Sowohl die SPK-NR als auch die SPK-SR gaben einer parlamentarischen Initiative Caroni
(fdp, AR) Folge, die mehr Transparenz über Mandate von Lobbyisten verlangt. Das
Begehren, das nach der Wahl Caronis in den Ständerat von seiner ehemaligen
Nationalratskollegin Isabelle Moret (fdp, VD) übernommen worden war, verlangt eine
Präzisierung der Funktion von Personen mit Zutrittskarten zum Bundeshaus. Zwar
müssten Inhaber, dieser von Parlamentarierinnen und Parlamentariern vergebenen
Badges, bereits heute ihre Funktion angeben, wobei dort die Bezeichnung "Gast",
"persönlicher Mitarbeiter" oder im Falle von Lobbyisten die auftraggebende

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.08.2016
MARC BÜHLMANN
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Organisation angegeben wird. Dabei bleibe aber bei den Lobbyisten im Dunkeln – so
Caroni in seiner Begründung –, welche Interessen sie im konkreten Fall vertreten;
angegeben werde eine Public-Affairs-Unternehmung, bei der ein Lobbyist tätig sei,
nicht aber das einzelne Mandat, für das er aktiv sei. Die SPK-NR sprach sich für dieses
Anliegen aus und gab in einer Medienmitteilung an, sich mit 14 zu 10 Stimmen bei einer
Enthaltung für eine solche Präzisierung ausgesprochen zu haben. Die
Schwesterkommission zog im August 2016 nach und gab der Initiative ebenfalls mit 10 zu
1 Stimmen bei einer Enthaltung Folge und versprach, sich aufgrund der
parlamentarischen Initiative Berberat (sp, NE) (15.438) der Sache anzunehmen und eine
Gesetzesvorlage betreffend Lobbytätigkeit auszuarbeiten. 21

Man sei bereits daran, eine Vorlage auszuarbeiten, die eine ähnliche Stossrichtung
verfolge wie die Motion Estermann (svp, LU), mit welcher die Einschränkung von
Lobbyismus im Bundeshaus gefordert wird, gab das Büro-NR als Begründung für seine
Ablehnung zum Vorstoss der Luzerner Nationalrätin zu bedenken. Auf der Basis der
parlamentarischen Initiativen Berberat (sp, NE; Pa.Iv. 15.438) und Caroni (fdp, AR; Pa.Iv.
15.433) arbeite das Büro-NR eine Vorlage aus, die 2018 dem Rat vorgelegt werden soll
und mit der das Anliegen Estermann – die Beschränkung der dauerhaften
Zutrittsrechte über eine Parlamentarierin oder einen Parlamentarier auf einen
persönlichen Mitarbeitenden oder ein Familienmitglied – ebenfalls behandelt werde.
Statt eine Motion zu überweisen, scheine es dem Büro zweckmässiger, das Anliegen im
Rahmen dieser Vorlage zu besprechen. 
Der Bundesrat hatte sich noch nicht zur Motion geäussert, die Argumentation des Büros
schien im Rat aber zu verfangen. Lediglich zwölf Stimmen – zehn aus der SVP- und zwei
aus der FDP-Fraktion – sprachen sich für Annahme der Motion aus. Dagegen hielten 172
Nein-Stimmen. 22

MOTION
DATUM: 28.05.2018
MARC BÜHLMANN

Organisation der Bundesrechtspflege

Mit einem Postulat Caroni (fdp, AR) soll geprüft werden, wie das Bundesgericht
entlastet werden kann. Das vom Nationalrat in der Wintersession diskussionslos
angenommene Begehren schlägt insbesondere vor, Bagatellfälle zu definieren und diese
nicht mehr vom  Bundesgericht beurteilen zu lassen. Der Bundesrat kündigte an, die
Vorschläge im Rahmen einer Revision des Bundesgerichtsgesetzes zu prüfen. 23

POSTULAT
DATUM: 13.12.2013
MARC BÜHLMANN

Eine von Andrea Caroni (fdp, AR) eingereichte Motion mit dem Ziel, die
Bundesanwaltschaft zu entlasten, fand im Nationalrat keine Gnade. Caroni monierte,
dass die Bundesanwaltschaft bei der ihr von Rechts wegen zustehenden Verfolgung von
Sprengstoffdelikten mit zu vielen Bagatellfällen  beschäftigt sei. So müssten nicht nur
schwere Anschläge verfolgt werden, sondern auch die Zerstörung von Robidog-
Behältern oder ähnlichen mit pyrotechnischen Materialien beschädigten Einrichtungen.
Die grosse Kammer folgte der Argumentation des Bundesrates, der geltend machte,
dass die Bundesanwaltschaft Bagatellfälle bereits an die Kantone delegieren könne und
die Praxistauglichkeit der Strafprozessordnung schon anderweitig überprüft werde. Die
Motion wurde ohne Diskussion abgelehnt. 24

MOTION
DATUM: 26.09.2014
MARC BÜHLMANN

Volksrechte

In seinem Bericht zum Postulat der FDP-Liberale Fraktion zur Frage des Verhältnisses
zwischen Völkerrecht und Landesrecht hatte sich der Bundesrat positiv zur Idee
geäussert, ein obligatorisches Referendum für völkerrechtliche Verträge mit
verfassungsmässigem Charakter einzuführen. Mit seiner Motion wollte Andrea Caroni
(fdp, AR) diese positive Haltung konkretisieren. Wichtige völkerrechtliche Verträge
obligatorisch zur Abstimmung zu bringen, würde nicht nur die demokratische
Mitsprache ausbauen, sondern auch eine Stärkung der Legitimation des Völkerrechts
bedeuten – so der Motionär. In seiner Stellungnahme zu ebendieser Motion Caroni
bestätigte der Bundesrat seine positive Haltung: Ein obligatorisches Referendum bei
wichtigen völkerrechtlichen Verträgen sei nach vorherrschender Auffassung bereits
heute ungeschriebenes Verfassungsrecht. Eine Konkretisierung in der Verfassung
würde nicht nur die Rechtssicherheit erhöhen, sondern auch die Praxis vereinfachen.
Die Regierung wies darauf hin, dass sie die Idee bereits im Rahmen der Initiative
"Staatsverträge vors Volk!" als direkten Gegenentwurf vorgeschlagen habe. Damals hatte

MOTION
DATUM: 25.09.2015
MARC BÜHLMANN
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das Parlament vor allem aus abstimmungstaktischen Gründen allerdings auf einen
Gegenvorschlag verzichtet. Im Nationalrat wurde die Motion Caroni in der
Herbstsession 2015 diskussionslos angenommen. 25

Da Initiativen der Beratungskategorie der sogenannten «freien Debatte» zugeordnet
werden, haben grundsätzlich alle Parlamentsmitglieder das Recht auf Wortmeldung. In
den anderen, seit 1990 geltenden Beratungskategorien äussern sich in der Regel –
neben den Vertreterinnen und Vertretern des Bundesrates – lediglich
Kommissionssprecherinnen und -sprecher, Antragstellerinnen und Antragsteller von
Vorstössen oder Minderheitsanträgen und allenfalls Fraktionssprecherinnen und
-sprecher. Schon früher uferte die freie Debatte bei Volksinitiativen gerne auch in
einem ziemlichen Redemarathon aus, so etwa bei der «No-Billag»-Initiative. Immer
häufiger wird in solchen Debatten zudem auch das Recht genutzt, Zwischenfragen zu
stellen. So war es auch wenig verwunderlich, dass im Nationalrat nicht weniger als 83
Ratsmitglieder einen Antrag gestellt hatten, um in einem Votum die eigene Position zur
Volksinitiative «Schweizer Recht statt fremde Richter (Selbstbestimmungsinitiative)»
verdeutlichen zu können. Aufgrund der grossen Zahl an Rednerinnen und Rednern, aber
eben auch aufgrund der zahlreichen vor allem von SVP-Vertreterinnen und -vertretern
gestellten Zwischenfragen dauerte die Debatte schliesslich insgesamt über neun
Stunden – auf drei verschiedenen Sessionstage verteilt.  

In der Tat stellten die Fraktionsmitglieder der SVP den Hauptharst der Rednerinnen und
Redner, nämlich deren 42; von der SP-Fraktion meldeten sich 17 Mitglieder zu Wort, von
der FDP deren acht, von der CVP sieben, von den Grünen vier und von GLP und BDP je
zwei. Nicht weniger als 82 der 102 Zwischenfragen stammten zudem von der Volkspartei
(FDP: 9; SP: 7; BDP: 2; CVP: 1; GP: 1), wobei die SVP-Fraktionsvertreterinnen und
-vertreter sich häufig auch innerhalb der Fraktion selber befragten, was Roger
Nordmann (sp, VD) zur Zwischenfrage veranlasste, ob es sich hier nicht eher um die
«Selbstbefragungs-Initiative» handle. Den von verschiedenen Ratsmitgliedern
geäusserte Verdacht, dass die Volkspartei versuche, die Ratsabstimmung über die
Initiative so zu verzögern, dass das Begehren nicht bereits im November 2018, sondern
im Wahljahr 2019 an die Urne gelangt – Beat Jans (sp, BS) sprach von «Filibustern» und
Nadine Masshardt (sp, BE) staunte darüber, dass die SVP so viele Fragen zur eigenen
Initiative habe – konnte die SVP nicht ganz ausräumen. Freilich können Zwischenfragen
nur gestellt werden, wenn der Ratspräsident oder die Ratspräsidentin – aktuell
Dominique de Buman (cvp, FR)  – unmittelbar nach einem Votum die Rednerin oder den
Redner fragt, ob diese oder dieser die Zwischenfrage zulasse. Wird diese Frage
verneint, darf die Zwischenfrage nicht gestellt werden. Die meisten Votantinnen und
Votanten – mit Ausnahme der SVP-Abgeordneten – liessen denn die Zwischenfragen gar
nicht zu. Weil einige darob erzürnte SVP-Zwischenfragerinnen und -frager ihre Frage
trotzdem in den Saal riefen, musste de Buman einige Ermahnungen aussprechen.

Der Verdacht, dass es der SVP mit ihrer Redner- und Zwischenfragestrategie in der Tat
nicht nur um einen Kampf gegen die «Diskussionsverweigerung [...] der
Demokratieabschaffer in diesem Saal» ging, wie sich etwa Roger Köppel (svp, ZH)
echauffierte, sondern um eine Verschleppungstaktik, «damit das Geschäft erst im
Wahljahr vors Volk kommt», wie Roger Nordmann vermutete, wurde durch einen von
Fraktionssprecher Thomas Aeschi (svp, ZG) vorgebrachten Ordnungsantrag weiter
erhärtet. Die SVP wehrte sich nämlich dagegen, dass für den dritten Debattenteil eine
Nachtsitzung anberaumt wurde, was in der Regel nur bei hoher Geschäftslast oder
dringlichen Geschäften erfolge. Mit ihrem Ordnungsantrag wollte die SVP ihr Begehren
zu den normalen Sitzungszeiten weiter beraten, was wohl eine Verschiebung in die
Herbstsession bedeutet hätte. Die Sprecherin des Büros, Marina Carobbio Guscetti (sp,
TI) wies darauf hin, dass mit der überdurchschnittlichen Zahl an Rednerinnen und
Rednern das Kriterium der hohen Geschäftslast sehr wohl erfüllt sei. Der
Ordnungsantrag wurde dann mit 121 zu 67 Stimmen abgelehnt. Die 67 Stimmen
stammten allesamt aus den Reihen der Volkspartei. 
Auch der am dritten Verhandlungstag gestellte Antrag der SVP, die Anwesenden zu
zählen, um das nötige Quorum nachzuprüfen, verhalf nicht wirklich zu einer
Beschleunigung der Debatte. Freilich verliessen zahlreiche Parlamentarierinnen und
Parlamentarier nach dem Drücken des blauen Knopfes – der der Anwesenheitskontrolle
dient – den Nationalratssaal wieder, was Toni Brunner (svp, SG) derart erzürnte, dass er
als Antwort auf eine entsprechende Zwischenfrage von Thomas Aeschi von einem
«Kindergarten» sprach und seine Tirade gegen die nicht anwesenden Ratskolleginnen
und -kollegen vom Nationalratspräsidenten erst durch Abschalten des Mikrofons
unterbrochen wurde.

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 11.06.2018
MARC BÜHLMANN
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Nebst all diesem Geplänkel wurden freilich auch Argumente ausgetauscht. In der Tat
dienen die freie Debatte wie auch die Zwischenfragen ja durchaus auch dazu, den
Bürgerinnen und Bürgern zu zeigen, welche Begründungen für den Bezug der
verschiedenen Fronten geltend gemacht werden. Die ab und zu ziemlich emotional, ja
gar gehässig geführte Debatte – der Sonntags-Blick sprach von einer von der SVP
geplanten und zelebrierten Entgleisung, der Tages-Anzeiger von einem eigentlichen
Politikspektakel und die Aargauer Zeitung warf der SVP vor, statt einer inhaltlichen
Debatte auf Klamauk zu setzen – liess in der Tat deutliche Positionsbezüge erkennen.
Während alle Mitglieder der SVP-Fraktion das Begehren vehement verteidigten, lehnten
alle anderen Fraktionen die Initiative einhellig ab. 

Die Kommissionssprecherin Valérie Piller Carrard (sp, FR) und der
Kommissionssprecher Kurt Fluri (fdp, SO) berichteten, dass alle von der SPK-NR
angehörten Wirtschaftsvertreterinnen und -vertreter sowie sämtliche Rechtsexperten
die Initiative ablehnten. Es werde befürchtet, dass das Begehren dem
Wirtschaftsstandort Schweiz schade und in juristischer Hinsicht mehr Probleme
schaffe als löse. In der Kommission sei zudem die Gefahr einer Kündigung wichtiger
Menschenrechtsabkommen, ja gar der Europäischen Menschenrechtskonvention,
diskutiert worden. Klar sei einzig, dass bei einem Konflikt zwischen Völker- und
Landesrecht bestehende Verträge neu verhandelt oder gekündigt werden müssten. Wer
allerdings in welchem Verfahren feststelle oder entscheide, wann ein Normenkonflikt
bestehe und wann nicht bzw. wann dieser Konflikt genügend gravierend sei, bleibe
völlig unklar. Dies würde bei Annahme des Volksbegehrens eine grosse
Rechtsunsicherheit schaffen. Die Kommission empfehle deshalb mit 16 zu 9 respektive
14 zu 11 Stimmen, die Initiative abzulehnen und nicht auf den Gegenvorschlag
einzutreten. Letzterer war von Gerhard Pfister (cvp, ZG) eingebracht worden und
entsprach im Grossen und Ganzen dem schon im Ständerat gescheiterten Vorschlag
von Andrea Caroni (fdp, AR). Pfister zog seinen Antrag gleich zu Beginn der
nationalrätlichen Debatte zurück, weil die Initianten keinerlei Bereitschaft zeigen
würden, auf seinen Vorschlag für eine alternative Lösung überhaupt einsteigen zu
wollen. 

Die Befürworterinnen und Befürworter der Initiative begründeten ihr Anliegen mit vier
Hauptargumenten: (I) Die Initiative wolle Rechtssicherheit schaffen, indem die
Hierarchie von Völker- und Landesrecht geklärt werde. Dies sei auch angesichts einer
immer stärkeren Einmischung rechtlicher Normen in die Politik (sogenannte
Justizialisierung) von Nöten. (II) Damit werde zudem die (direkte) Demokratie gestärkt
und die Abhängigkeit vom Ausland gemindert. (III) Häufig wurde argumentiert, dass mit
der Initiative nur ein Zustand wiederhergestellt werde, wie er fünf Jahre zuvor schon
geherrscht habe. Damit wurde auf ein Bundesgerichtsurteil vom 12. Oktober 2012
rekurriert, mit welchem die Schubert-Praxis faktisch ausser Kraft gesetzt und wodurch
festgelegt worden sei, dass internationales Recht generell nationalem Recht vorgezogen
werden müsse. Konkret hatte das Bundesgericht in einem Fall die
Menschenrechtskonvention der Regelung der Ausschaffungsinitiative vorgezogen.
Damit sei die direkte Demokratie gleichsam ausgehebelt worden, so die SVP. Kein
anderer Staat gebe aber internationalem Recht Vorrang vor Landesrecht. (IV) Gewarnt
wurde in diesem Zusammenhang auch vor der Einmischung der EU, die mit dem viel
diskutierten Rahmenabkommen und dem Vorrang von internationalem Recht faktisch
zum «obersten Souverän der Schweizerischen Eidgenossenschaft» werde – so etwa
Hans-Ueli Vogt (svp, ZH). Die Schweiz werde zu einer Marionette und Volksentscheide
verkämen zu einer Art Umfrageergebnis, was letztlich nur noch eine
Scheinselbstbestimmung sei, erklärte Thomas Aeschi. Andreas Glarner (svp, AG)
verklebte sich den Mund mit blauen Klebestreifen, um zu demonstrieren, dass man sich
den Mund verbieten lasse. Roger Köppel warnte gar von einer «kalten Entmachtung des
Volkes» und Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) stellte die Anschuldigung in den
Raum, dass die «sogenannten Volksvertreter im Saal», denen man im Gegensatz zum
Volk nicht vertrauen könne, dem süssen Gift der Macht verfallen seien, die Souveränität
des Volkes an sich rissen und ins Ausland verkauften. Dies sei der Untergang der
Schweiz. 

Die Gegnerinnen und Gegner des Begehrens betonten neben den bereits von der
Kommission vorgebrachten Argumenten auch den nötigen Spielraum, den Gerichte im
Einzelfall bräuchten, der aber mit einer Annahme der Initiative stark eingeschränkt
würde. Zahlreiche Plädoyers machten sich zudem für die Menschenrechte stark, die mit
der Annahme einer Initiative gefährdet wären, weil die Kündigung der
Menschenrechtskonvention durch die Schweiz einen fatalen Vorbildcharakter hätte.
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Balthasar Glättli (gp, ZH) sprach etwa von einer «Antimenschenrechts-Initiative». Das
Volksbegehren stelle die Werte der Schweiz – laut Nadine Masshardt (sp, BE)
«Verlässlichkeit, Stabilität und Menschenrechte» – fundamental infrage. Die kleine
Schweiz sei auf Vertragssicherheit und auf Völkerrecht angewiesen, damit sie nicht dem
Recht des Stärkeren ausgesetzt sei. Aber wer – so fragte sich Matthias Jauslin (fdp, AG)
– gehe mit einem unverlässlichen Partner noch einen Vertrag ein? Völkerrechtliche
Verträge würden von der Schweiz freiwillig eingegangen, weil sie von grossem Nutzen
seien, betonte Ruth Humbel (cvp, AG). Die Stimmbevölkerung werde nicht durch
Völkerrecht entmachtet, weil wichtige Verträge ja immer direktdemokratisch legitimiert
seien, gab Eric Nussbaumer (sp, BL) zu bedenken. 

Das Schlussvotum gehörte Justizministerin Simonetta Sommaruga. Sie führte aus, dass
sich Souveränität und globale Vernetzung nicht widersprechen, weil die Schweiz
souverän bestimme, mit wem sie internationale Verträge abschliesse. Wie diese
Verträge abzuschliessen seien und dass man sie einzuhalten habe, stehe eigentlich in
der von Volk und Ständen abgesegneten Bundesverfassung. Ebenfalls festgehalten sei,
dass es den Gerichten zu überlassen sei, bei Normenkonflikten flexibel und pragmatisch
zu entscheiden. Mit der Selbstbestimmungsinitiative würde dies allerdings auf den Kopf
gestellt. Das Begehren fordere nicht nur, dass Völkerrecht nicht mehr zählen solle,
sondern dass die Gerichte im Konfliktfall rechtswidrige Entscheide fällen müssten. Die
Neuaushandlung von Verträgen würde damit zu einer Obligation und bleibe nicht
Option. Die Initiative, weil sie nur Schwarz und Weiss kenne, zwänge die Schweiz in ein
Korsett. Nicht nur die eigene Handlungsfähigkeit würde eingeschränkt, sondern auch
die Zuverlässigkeit der Schweiz als Vertragspartnerin werde aufs Spiel gesetzt. Zudem
sei die Initiative nicht genügend deutlich bei der Definition von «Widerspruch». Wann
ein Konflikt zwischen Völkerrecht und Landesrecht bestehe, wie gross dieser sein
müsse und wer dies entscheide, bleibe unklar. Die Justizministerin versuchte auch die
Meinung zu entkräften, dass das Bundesgericht seit 2012 auf die Schubert-Praxis
verzichtet habe; es sei im Gegenteil in mehreren Fällen Bezug genommen worden auf
diese Praxis. Die Schweiz sei erfolgreich, weil sie beweglich und pragmatisch immer
wieder neue Antworten auf neue Herausforderungen gefunden habe. Die im Gegenteil
dazu starre und dogmatische Initiative werde vom Bundesrat deshalb zur Ablehnung
empfohlen. 

Wie aufgrund der Debatte nicht anders zu erwarten war, stimmten die 67 anwesenden
Mitglieder der SVP-Fraktion – einzig Ulrich Giezendanner (svp, AG) war abwesend – für
und die restlichen 127 bei der Abstimmung anwesenden Nationalrätinnen und
Nationalräte gegen Annahme der Initiative. 26

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Um den Föderalismus «als tragende Säule» zu erhalten, reichte Andrea Caroni (fdp, AR)
Ende 2014 eine Motion ein, mit der eine Art Verfassungsgerichtsbarkeit «light»
eingeführt werden soll. Weil Kantone keine rechtliche Handhabe haben, um sich gegen
die auch von einem KdK-Bericht festgestellte Zentralisierungstendenz zur Wehr zu
setzen, sollte ein Verfassungsgericht eigens für die Kantone geschaffen werden. Hier
würden auf Antrag der Kantone Bundesgesetze kassiert, die föderalistische Rechte
beschneiden. Die Motion wurde 2014 nicht mehr behandelt und auch der Bundesrat
gab noch keine Stellungnahme dazu ab. 27

MOTION
DATUM: 01.12.2014
MARC BÜHLMANN

Mitte Februar nahm der Bundesrat zur Motion Caroni (fdp, AR) Stellung. Er wies darauf
hin, dass die Idee einer Verfassungsgerichtsbarkeit in den Räten bisher immer auf
Ablehnung gestossen sei – auch wenn damit explizit die Stellung der Kantone verbessert
worden wäre. So wurde etwa im Rahmen der Justizreform 1999 explizit auf die
Möglichkeit verzichtet, dass ein Kanton beim Bundesgericht hätte prüfen lassen
können, ob ein Gesetz die kantonale Autonomie verletze. Diese Möglichkeit hatte der
Bundesrat auf Wunsch der Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) auch in die NFA-
Botschaft eingebaut, aber auch dieser Vorschlag war 2003 in den Räten gescheitert.
Schliesslich scheiterten erst kürzlich auch zwei parlamentarische Initiativen im
Ständerat, mit denen die Beschränkung der Normenkontrolle hätte aufgeweicht werden
sollen. Aufgrund dieser ablehnenden Haltung erachtete die Regierung die Diskussion
über eine Verfassungsgerichtsbarkeit als nicht erfolgversprechend. Zudem dürfe die
Idee einer richterlichen Kontrolle der Einhaltung der Verfassung nicht nur den

MOTION
DATUM: 11.02.2015
MARC BÜHLMANN
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Kantonen dienen, sondern müsse auch den Bürgerinnen und Bürgern nutzen. Die
Kantone hätten zudem bereits jetzt zahlreiche Möglichkeiten, auf die Gesetzgebung
einzuwirken. 
Da Andrea Caroni bei den eidgenössischen Wahlen in den Ständerat gewählt wurde,
wurde der Vorstoss von Kurt Fluri (fdp, SO) übernommen. 28

Par la motion "Défense du fédéralisme. Juridiction constitutionnelle limitée en faveur
des cantons", Andrea Caroni (plr, AR) demande que soit étudiée la possibilité de mettre
en place une juridiction constitutionnelle permettant aux cantons d'aller devant le
Tribunal fédéral s'ils estiment que la Confédération outrepasse ses compétences. Le
député argue que le contraire est possible et que, dans un Etat fédéral où la tendance
est à la centralisation, il serait nécessaire d'avoir un outil permettant aux cantons d'être
sur un pied d'égalité avec la Confédération. 
Le Conseil fédéral, dans sa réponse, tient à rappeler que diverses tentatives ont été
entreprises pour aller dans ce sens depuis 1999 mais qu'à chaque fois, les chambres
fédérales ont rejeté les différentes propositions. De plus, les cantons ont la possibilité,
tout au long du processus législatif, d'exercer une influence sur les projets de loi. C'est
pourquoi, le Conseil fédéral appelle les membres du Conseil national à rejeter la motion
en question. Kurt Fluri (plr, SO) – qui a repris, entre temps, la motion des mains du
député Caroni – n'étant pas présent dans le plénum, la motion est refusée sans
discussion par 143 voix contre, 39 voix pour et 4 abstentions.

MOTION
DATUM: 27.09.2016
KAREL ZIEHLI

Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

Les ministres sortants Esther Waeber-Kalbermatten (ps), Jacques Melly (pdc) et Oskar
Freysinger (udc) briguent un siège au sein de l'exécutif cantonal valaisan pour la
législature 2017-2021. Les PDC Maurice Tornay et Jean-Michel Cina ne se représentent
plus. Alors que le Parti socialiste romand souhaitait proposer une liste ouverte avec, aux
côtés d'Esther Waeber-Kalbermatten, Stéphane Rossini et peut-être d'autres forces de
gauche, dans le Haut-Valais, seule la candidature de la haut-valaisanne était voulue. Une
liste ouverte, selon le parti du Haut, diviserait les forces et mettrait en péril le siège
socialiste et haut-valaisan. De plus, Stéphane Rossini avait ouvertement critiqué le bilan
de sa partenaire de parti. Dans l'autre partie du canton, la candidature de Stéphane
Rossini est estimée de grande valeur et nécessaire puisque 85% de l'électorat socialiste
s'y trouve. Au final, ce sera l'option romande qui primera et le candidat du Centre
Gauche PCS Jean-Michel Bonvin figurera sur la même liste. Le PLR avance Claude
Pottier et Frédéric Favre, novice en politique et qui a adhéré au parti moins de six mois
avant sa candidature. Les Verts lancent pour la quatrième fois un candidat dans la
course, ce sera Thierry Largey. Chez les démocrates-chrétiens, il y a un triple ticket
avec Christophe Darbellay, Jacques Melly et le conseiller national haut-valaisan Roberto
Schmidt. Le mouvement Rassemblement Citoyen Valais (RCV), créé sur les réseaux
sociaux en 2014, propose le porte-parole de la police valaisanne Jean-Marie Bornet.
Après le refus du PLR de constituer une liste commune, l'UDC présente avec Oskar
Freysinger la candidate haut-valaisanne Sigrid Fischer-Willa. Sur leur liste «Ensemble à
droite», s'ajoute l'ancien président du Grand Conseil, le PDC Nicolas Voide. Il souhaite
que la population puisse choisir un candidat représentant l'aile conservatrice du parti,
plutôt que d'avoir seulement le choix entre des personnalités démocrates-chrétiennes
plus centristes. Son président de parti n'était pas au courant et plusieurs personnes ont
demandé l'exclusion du parti. L'alliance de droite est en faveur d'une préférence à
l'emploi des résidents valaisans, pour la création d'un centre nordique de sports de
neige à Conches et la mise en place de commissions citoyennes notamment. D'après
l'art. 52 al. 9 Cst valaisanne, une seule élue ou élu peut siéger par district au
gouvernement cantonal. Ainsi, Nicolas Voide défie Christophe Darbellay sur le district
de Martigny, Stéphane Rossini, Frédéric Favre et Jean-Marie Bornet sont adversaires
sur le district de Conthey. Sigrid Fischer-Willa concourt contre Esther Waeber-
Kalbermatten dans le district de Brigue. Finalement, Oskar Freysinger, Jean-Michel
Bonvin et Thierry Largey sont en compétition sur le district de Sion. Avec 10 candidats
sur 13 venant du Bas-Valais et une démographie haut-valaisanne en baisse, le second
siège haut-valaisan est en danger. Avec la perte de quatre sièges haut-valaisans au
Grand Conseil, il est attendu des germanophones une forte mobilisation en faveur des
candidates et candidats haut-valaisans.
La société civile s'est impliquée dans la campagne. Plus de 1'000 personnes se sont
rassemblées pour exprimer leur mécontentement par rapport à Oskar Freysinger suite à
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un appel d'un enseignant de Monthey en réaction à une affiche UDC. En parallèle, une
campagne de financement participative, «Coupons-lui la queue», qui deviendra
«Coupons-lui la voie», a pu récolter suffisamment d'argent pour envoyer un tout-
ménage afin de barrer la route à Oskar Freysinger. Les raisons invoquées à cette action
sont liées à la gestion de son département et aux nombreuses affaires qui ont fait
scandales durant la législature. En raison de la règle du district, le tout-ménage
recommande d'élire Thierry Largey et Jean-Michel Bonvin. En début de campagne,
Christophe Darbellay a tout de suite tenté d'étouffer l'affaire révélée par la presse
alémanique relative à la naissance de son quatrième enfant hors mariage. Il affrontait
particulièrement Oskar Freysinger et focalisa son énergie pour assurer du soutien en
raison de la participation de son ennemi politique de longue date Nicolas Voide à la
course à l'exécutif cantonal. Chez les socialistes, Esther Waeber-Kalbermatten et
Stéphane Rossini ont plutôt joué le coude-à-coude que le côte-à-côte. Esther Waeber-
Kalbermatten sera fortement critiquée par le Réseau santé Valais pour sa gestion du
Service de la santé. L'ancienne conseillère fédérale socialiste Micheline Calmy-Rey a
exprimé son soutien à Stéphane Rossini. Claude Pottier commettra l'erreur d'émettre
l'éventualité d'une alliance avec la liste du Parti agrarien au second tour, ce qui a eu
pour conséquence de froisser un peu son parti. En somme, l'attention médiatique s'est
plutôt focalisée sur les erreurs et scandales des différentes personnalités et sur leurs
querelles. Les autres candidatures ont été passées sous silence et il y a eu peu de
débats sur les questions de fond. 

Avec une participation de 58.1% et une majorité absolue de 60'793 suffrages, personne
n'est élu au premier tour. Les trois candidats de la liste PDC arrivent en tête,
Christophe Darbellay avec 51'160 voix, Jacques Melly avec 50'518 voix et Roberto
Schmidt avec 49'964 voix. Viennent ensuite les socialistes Esther Waeber-Kalbermatten
avec un score de 34'120 voix et Stéphane Rossini, 32'788 suffrages. En sixième position
arrive Oskar Freysinger avec 30'857 voix, il est suivi par Nicolas Voide, 26'305 voix.
Jean-Michel Bonvin obtient 22'763 voix, Frédéric Favre 22'731 suffrages, Sigrid Fischer-
Willa 20'185 voix, Thierry Largey 17'890, Jean-Marie Bornet 17'389 et, finalement, Claude
Pottier 16'798 voix. Ainsi, Oskar Freysinger aurait perdu, comparé à 2013, 32% de son
électorat.

Au vu des résultats, le PS relance Esther Waeber-Kalbermatten et Stéphane Rossini
pour le second tour. Ils seront en compagnie des trois colistiers PDC, d'Oskar
Freysinger et de Frédéric Favre. Les Verts jettent l'éponge en raison du score et à la
demande des autres partis politiques pour éviter un éparpillement des voix. Ne
donnant aucune recommandation, ils souhaitent cependant la non réélection d'Oskar
Freysinger. En raison de l'art. 52 al. 2 Cst valaisanne, Christophe Darbellay, étant le seul
candidat pour les districts de Martigny, Entremont, St-Maurice et Monthey, est élu en
obtenant une seule voix. La campagne du second tour a été courte, deux semaines
séparent les deux scrutins. Un second appel anti Oskar Freysinger, «Appel du 19 mars:
pour un Valais équilibré et apaisé», a été lancé sur les réseaux sociaux et demande de
soutenir les trois PDC, le PLR et la socialiste haut-valaisanne. Le mouvement
«Coupons-lui la voie» appelle à voter cette fois pour les deux socialistes, le PLR et à
ajouter deux PDC afin d'écarter Oskar Freysinger. Attaqué, Oskar Freysinger a tenté de
séduire l'électorat germanophone en mettant en avant ses racines haut-valaisannes.
Les jaunes (CSP), les noirs (CVP) et l'UDC du Haut-Valais recommandent Esther Waeber-
Kalbermatten afin de conserver le second siège haut-valaisan. 
Lors d'un tour de table, la population a eu l'occasion de poser directement des
questions à la candidate et aux candidats. Les trois candidats PDC, avec plus de 15'000
voix d'avance sur la quatrième candidate au premier tour, sont intouchables. Le PS
aurait des chances de placer deux membres au gouvernement cantonal. Esther
Waeber-Kalbermatten peut compter sur le Haut-Valais pour le maintien des deux sièges
socialistes et sur le mouvement de femmes hors partis qui s'est mobilisé dans le Valais
romand. Stéphane Rossini comptabilise plus de 10'000 voix d'avance sur Frédéric Favre
et avec les actions anti Oskar Freysinger, il y a peu de chances qu'il se fasse devancer
par le candidat agrarien. Toutefois, la droite ne veut pas d'un gouvernement de gauche,
à savoir deux socialistes aux côtés de Roberto Schmidt. Pour maintenir la droite au
gouvernement  sans Oskar Freysinger, il faudrait que le PLR réussisse à devancer
Stéphane Rossini ainsi que l'UDC. Il pourrait bénéficier du soutien du Haut-Valais qui
l'appuierait pour protéger sa représentante régionale. 

Avec une participation de 61.3%,  dans le nouveau Conseil d'Etat siègent Roberto
Schmidt (59'616 voix), Jacques Melly (57'582 voix), Christophe Darbellay (54'338 voix),
Esther Waeber-Kalbermatten (53'990 suffrages) et Frédéric Favre (44'644 suffrages).
Oskar Freysinger, avec 42'520 voix, est évincé du gouvernement cantonal et Stéphane
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Rossini arrive en dernière position avec 40'429 voix. C'est la première fois qu'un
candidat libéral-radical obtient plus de 20% de suffrages du Haut-Valais. Les jaunes et
les noirs ont protégé Esther Waeber-Kalbermatten, mais ont également largement voté
pour le candidat PLR. Ainsi, le Haut-Valais maintient ses deux sièges et le siège UDC
passe en mains des PLR. Frédéric Favre, en charge des institutions, s'attaque à la règle
constitutionnelle «un membre du Conseil d'Etat par district» avant la révision de la
Constitution cantonale. Il a proposé au Grand Conseil de la supprimer. 

Suite à des constats de fraudes électorales, les communes de Brigue, Viège et Naters
ont déposé plainte après le second tour auprès du Ministère public valaisan. Plusieurs
citoyennes et citoyens n'ont pas reçu leur matériel de vote, bien que leur voix ait été
comptabilisée. La commune de Brigue avait constaté des fraudes lors du premier tour,
mais n’en avait pas informé les autorités puisqu’elles ne concernaient que peu de cas.
L'élection du pouvoir législatif aurait également été touchée par ces problèmes. Une
enquête pénale a donc été ouverte. L'UDC du Valais romand a également fait recours
contre le second tour de l'élection du Conseil d'Etat. Il a déposé une motion d'ordre
auprès du Grand conseil, lors de la séance constitutive du 27 mars, pour ajourner
l'assermentation du nouveau collège gouvernemental en raison des soupçons de
fraudes. Celle-ci fut balayée par 105 voix contre 23. Le parlement cantonal a refusé
d'émettre une réserve pour l’élection de l’exécutif et le Conseil d'Etat a pu alors prêter
serment. Le soir même, l'UDC a déposé un second recours, dans lequel il accuse un
démocrate-chrétien albanophone de Naters. Suite au préavis négatif de la Commission
de justice du Grand conseil, l'UDC Valais romand l'a retiré. Toutefois, suite à la
validation de l’élection par le Grand conseil, il décide de la contester en soumettant un
recours au Tribunal fédéral. Il le retirera quelques mois plus tard, voyant les chances
qu’il aboutisse faibles. Dans le cadre de l'enquête relative aux plaintes communales, un
Suisse, membre de l'UDC haut-valaisanne a été arrêté. Le PLR et les Jeunes socialistes
ont dès lors, dans la presse, exigé que l'UDC Valais romand présente ses excuses à la
communauté albanophone. Les jaunes ont demandé un recomptage des voix pour le
district de Brigue suite à cette découverte de l'enquête. Ils demandent, en outre, que la
répartition des sièges au sein du législatif après le recomptage des voix soit examinée et
que des mesures soient prises en fonction des résultats. Puisque l'élection du Grand
Conseil a été validée, il ne peut y avoir une modification de la répartition des sièges. La
Commission de justice du Grand Conseil attend le résultat de l'enquête pénale sur la
fraude électorale avant de statuer sur la question du recomptage des voix dans le Haut-
Valais. 29

Kantonale Ersatzwahlen

Im Kanton Appenzell Ausserrhoden gilt für Regierungsmitglieder eine Altersgrenze von
65 Jahren. Diese hätte der amtierende Landammann Hans Diem (svp) eigentlich erst
2014 erreicht. Gesundheitliche Gründe zwangen ihn allerdings dazu, bereits im
Berichtjahr zurückzutreten. Damit musste nicht nur ein neues Regierungsmitglied
bestimmt, sondern auch die Besetzung des Amtes des Landammanns, also des
Ausserrhoder Regierungspräsidiums neu geregelt werden. Der Landammann wird für
vier Jahre von der Wahlbevölkerung bestimmt. Für das Amt bewarb sich einzig die
amtierende Regierungsrätin und bisherige Stellvertreterin von Hans Diem, Marianne
Koller Bohl (fdp). Die SP, deren amtierender Gesundheitsdirektor Matthias Weishaupt
2011 bei der Wahl zum Landammann nur ganz knapp an Diem gescheitert war, wollte
nicht antreten. Die Wahl von Koller Bohl war damit reine Formsache. Spannender
gestaltete sich die Wahl für den frei gewordenen Regierungssitz. Die SVP wollte ihren
zweiten Sitz mit Ingeborg Schmid-Huser (svp) verteidigen. Die FDP – bereits mit vier
Sitzen in der Regierung vertreten – machte der SVP den Sitz mit dem Stadtpräsidenten
von Herisau, Paul Signer (fdp) allerdings streitig. Mit Aussenseiterchancen trat zudem
Samuel Büechi (gp) an, der schon bei den Nationalratswahlen 2011 einen Achtungserfolg
hatte erringen können. Die mit einem Sitz im Regierungsrat vertretene SP verzichtete
darauf, eine eigene Kandidatur zu präsentieren und unterstützte,
überraschenderweise, nicht Büechi, sondern Signer, um den zweiten SVP-Sitz zu
verhindern. Die Wahl verhiess auch deshalb Spannung, weil für das Folgejahr eine
Staatsleitungsreform in Planung war, mit der nicht nur die Altersguillotine fallen sollte,
sondern auch eine Verkleinerung des Rates von sieben auf fünf Mitglieder, die
Abschaffung der Volkswahl des Landammanns, eine generelle Amtszeitbeschränkung
von 16 Jahren und eine Professionalisierung durch Einführung von Vollämtern
angestrebt wurde.

Bei den Ersatzwahlen am 3. März wurde Koller Bohl (fdp) wie erwartet mit 82% aller
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Stimmen (11'444 Stimmen) zur dritten Frau Landammann im Kanton Appenzell
Ausserrhoden gewählt; die ersten beiden Frauen im höchsten Exekutivamt vor ihr
waren Marianne Kleiner (1997 bis 2000) und Alice Scherrer (2003 bis 2006). Im Rennen
um die Nachfolge von Hans Diem als Regierungsrat wurde hingegen ein zweiter
Wahlgang nötig. Zwar lag Paul Signer mit 8'105 Stimmen deutlich vor Ingeborg Schmid-
Huser (5'645 Stimmen), der Achtungserfolg von Samuel Büechi (2'985 Stimmen) führte
aber dazu, dass Signer das absolute Mehr um 358 Stimmen verpasste. Büechi trat für
den zweiten Umgang am 7 . April nicht mehr an, kritisierte aber die Machtfülle der FDP.
Tatsächlich wurde Paul Signer im zweiten Wahlgang mit 8'085 Stimmen gewählt.
Ingeborg Schmid-Huser konnte 5'628 Stimmen auf sich vereinen. Auch sie bezeichnete
die Dominanz der FDP als Problem. Neu stellte die FDP fünf von sieben
Regierungsmitglieder, die SVP und die SP je einen. Zudem hielten die Freisinnigen
sowohl den einzigen Nationalratssitz (Andrea Caroni) als auch die Ständeratsvertretung
(Hans Altherr). Die Wahlbeteiligung im zweiten Wahlgang lag mit 38,6% deutlich tiefer
als noch im März (47,7%); die Resultate weisen darauf hin, dass die Wählerschaft von
Büechi nicht mehr an die Urne ging. 

Mitte Juni hiess der Kantonsrat die geplante Regierungsreform knapp mit 32:28
Stimmen gut. Damit dürften auch die für 2015 angesetzte nächste
Gesamterneuerungswahl spannend werden. Ob die anderen Parteien dann ein Rezept
gegen die übermächtige FDP finden werden, muss sich spätestens dann weisen. 30

Eidgenössische Wahlen

Auf nicht weniger als 29 Listen kandidierten im Kanton Wallis 111 Männer und 40 Frauen
für die sieben Nationalratssitze. Nur im Kanton Zürich wurden mehr Listen eingereicht.
Die beiden erstgenannten Werte bedeuteten kantonalen Rekord, nicht aber der Anteil
der Frauen (26,5%), welcher im Vergleich zu 2007 (28,8%) leicht abgenommen hatte.
Die Chance der Herausforderer wurde allerdings als eher gering betrachtet, traten doch
alle Bisherigen wieder an. Die grosse Zahl an Listen ist auf die vielen Unterlisten
zurückzuführen. So traten etwa die CVP und die FDP mit je sechs, die SVP und die
Grünen mit je fünf und die SP mit vier unterschiedlichen Listen an. Darüber hinaus
reichten auch die CSP und LaGauche sowie erstmals die BDP je eine Liste ein. Wie vor
vier Jahren alliierten die SP, die GP und die CSP. Eine offene Frage war, ob die CVP den
bei den Wahlen von 2007 durch die CSP von der SP abgejagten Sitz verteidigen könnte.
Für Wirbel sorgte die junge SVP, die mit einem Plakat Wahlkampf betrieb, auf dem die
im Juli verstorbene Sängerin Amy Winehouse mit einem Slogan gegen die Legalisierung
von Drogen abgebildet war. 

Obwohl es zu vergleichsweise grossen Wählerverschiebungen kam, blieb bei der
Vergabe der Sitze fast alles beim Alten. Die CVP musste einen grossen Aderlass
verkraften. Nicht weniger als fünf Prozentpunkte (neu: 39,9%) büssten die
Christdemokraten ein, was gleichzeitig mit einem Sitzverlust einherging. In Form eines
Sitzgewinnes profitieren konnte davon die SP. Die Sozialdemokraten, die als einzige
Partei praktisch unverändert 14,6% der Stimmen auf sich vereinen konnte (-0,1
Prozentpunkte), konnten ihren zweiten Sitz damit wieder zurückerobern. Neu wurde
Mathias Reynard (sp) an Stelle des abgewählten Roberto Schmidt (cvp) nach Bern
gewählt. Auch der erst 2010 in den Nationalrat nachgerutschte Paul-André Roux (cvp)
musste seinen Sitz abgeben. Das Vertrauen der Wählerschaft erhielt stattdessen
Yannick Buttet (cvp). Die fünf Prozentpunkte, die die CVP einbüsste, verteilten sich auf
die SVP, die FDP und die GP. Die SVP legte um 3,1 Prozentpunkte zu und kann mit neu
19,7% auch im Wallis nicht mehr als Aussenseiterin bezeichnet werden. Allerdings
konnte die SVP den Zuwachs an Wählerstimmen nicht in Sitzgewinne ummünzen. Sie
hielt nach wie vor einen Sitz. Auch die FDP (+2,8 Prozentpunkte, neu: 18,8%) und die
Grünen (+1,1 Prozentpunkte, neu 5%) profitierten zumindest bei den Wähleranteilen,
nicht aber bei den Sitzanteilen – beide blieben bei einem Sitz – von den Verlusten der
CVP. Der Freisinn verdankte das positive Resultat allerdings auch der Fusion mit der LP
(2007: 1%). Schliesslich gewann die BDP neu 0,6% der Wählerschaft für sich. Die CSP
musste hingegen Federn lassen (-0,4 Prozentpunkte) und lag mit 0,7% der Wählerschaft
nur knapp vor der neuen BDP. Beide blieben damit aber ohne Sitzgewinne. Mit 61,8%
Wahlbeteiligung war die Wählerschaft des Kantons Wallis hinter dem Kanton Obwalden
die schweizweit aktivste. Bereits 2007 hatte man diesbezüglich den zweiten Rang belegt
(mit 59,8% hinter SH). Nach wie vor wollte die Walliser Wählerschaft allerdings nicht
mehr als eine Frau nach Bern schicken. Der Frauenanteil blieb also unverändert bei
14,3%. 31
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Anlässlich der Ständeratswahlen im Kanton Appenzell Ausserrhoden gab der
langjährige FDP-Vertreter Hans Altherr seinen Rücktritt bekannt. Um seine Nachfolge
bewarb sich ausschliesslich sein Parteikollege Andrea Caroni, welcher bisher als
Nationalrat für den Kanton amtete. Ohne Gegenkandidaten wurde Caroni mit  12‘308
Stimmen vom Ausserrhoder Stimmvolk bestätigt. Vereinzelte Stimmen waren 2‘613
eingereicht worden. 32

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
ANDREA DENZ

Im Hinblick auf die Nationalratswahlen im Kanton Appenzell Ausserrhoden trat
Amtsinhaber Andrea Caroni nach nur vier Jahren zurück, da er sich für Wahl in den
Ständerat präsentierte. Das nach der Sitzreduktion 2003 einzige verbliebene
Ausserrhoder Mandat musste demnach neu besetzt werden. In den Startlöchern dafür
stand schon früh Caronis designierter Parteinachfolger Markus Bänziger. Der
Textilunternehmer war politisch als Gemeinderat in Teufen kein Unbekannter. Dass ihm
Konkurrenz drohen würde, war aber stets abzusehen. Vom rechten politischen Rand
stellte die SVP den Herisauer Einwohnerrat David Zuberbühler als Herausforderer vor.
Von linker Seite erwuchs Bänziger durch den Kantonsschullehrer und SP-Kandidat Jens
Weber Konkurrenz. Keinen Kandidaten präsentierte die CVP. Sie rief gar implizit zu
einem Boykott auf, indem sie ihren Kantonsparlamentariern empfahl keinem der
Unterstützungskomitees beizutreten. Grund dafür war die fehlende Unterstützung
seitens FDP, SVP und SP anlässlich der vergangenen Regierungsratswahlen, welche die
Christdemokraten den anderen Parteien offensichtlich übelnahm.

Das Trio von Bewerbern für die grosse Kammer versprach eine spannende Ausganslage
für die anstehenden Wahlen. Da das relative Mehr über die Wahl entscheiden würde,
konnten unter Umständen nur wenige Stimmen mehr oder weniger entscheidend sein.
Insbesondere  dadurch, dass die Linke mit Jens Weber einen eigenen Kandidaten
präsentierte, war die Ausgangslage für den FDP-Kronfavoriten Markus Bänziger etwas
schwieriger geworden. Ihm sollten mit aller Wahrscheinlichkeit wichtige Stimmen links
der Mitte fehlen, welche er in einem Zweikampf mit SVP-Kandidat Zuberbühler wohl auf
sicher gehabt hätte. Letzterer hatte den nicht zu unterschätzenden Vorteil, dass er aus
dem einwohnerstarken Herisau stammte. Zudem war Zuberbühler als langjähriger
Lokalpolitiker bekannt und, wie allerdings auch sein FDP-Herausforderer, gut vernetzt
im Kanton. Allen drei Kandidaten wurde ein guter Wahlkampf attestiert. Jens Weber,
welcher als linker Anwärter anfangs eher in einer schwierigen Position gesehen wurde,
schaffte es durch eine souveräne Kampagne seinen Aussenseiterstatus deutlich
aufzuweichen. Markus Bänziger stellte seine wirtschaftlichen Kompetenzen und sein
Fachwissen in den Vordergrund und präsentierte sich als „seriöser Schaffer“, wie es die
Appenzeller Zeitung formulierte. David Zuberbühler hatte seinerseits keine Mühe, sich
mit klassischen SVP-Positionen ein klares Profil zu schaffen und sich von seinen
Konkurrenten und insbesondere von Bänziger abzugrenzen. Der ausgeglichene
Wahlkampf  und die Konstellation der Kandidaten sorgten denn auch dafür, dass sich
bis zum Schluss kein klarer Favorit herauskristallisierte. Wohl auch der freisinnigen
Tradition in Ausserrhoden geschuldet, wurde Bänziger am ehesten leicht favorisiert.

Als Sieger aus dem bis zum Schluss knappen Rennen ging SVP-Kandidat David
Zuberbühler hervor. Die als letztes bekannt gegebenen  Resultate aus Herisau stellten
sich als auschlaggebend heraus, wodurch sich Zuberbühler mit 6‘394 Stimmen an der
Spitze behaupten konnte. Markus Bänziger musste sich ihm mit 5‘949 Stimmen
geschlagen geben. Mit 5‘059 Stimmen und einem ansehnlichen Resultat nahm SP-
Kandidat Jens Weber den dritten Rang ein. Die Wahlbeteiligung im Kanton Appenzell
Ausserrhoden betrug 47.1%. Nach der Wahl von Jakob Freund 1995 gelang es der SVP
somit ein zweites Mal, die Phalanx des Freisinns zu durchbrechen. 33

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
ANDREA DENZ

Nach einer eidgenössischen Wahl hat ein provisorisches Büro, das vom
Alterspräsidenten zusammengestellt wird, festzustellen, dass die Wahl gültig war und
dass bei den neu gewählten Volksvertreterinnen und Volksvertretern keine
Unvereinbarkeiten vorliegen. Gestützt auf den Bericht des Bundesrates zu den Wahlen
stellte ebendieses von Alterspräsident Luzi Stamm (svp, AG) präsidierte Büro die
Gültigkeit der Wahlen in allen 26 Kantonen fest. Damit konnte am ersten Sitzungstag die
50. Legislatur im Nationalrat offiziell mit dem Eid, der von 122 Mitgliedern geleistet
wurde, bzw. mit dem Gelübde, das von 77 Nationalrätinnen und Nationalräten abgelegt
wurde, beginnen (15.215). Unvereinbarkeiten wurden keine festgestellt, da Roberto
Schmidt (cvp, VS) seinen Austritt aus der Kommission für den Fonds Landschaft Schweiz
gegeben hatte – ein Amt, das mit dem Nationalratsmandat nicht vereinbar gewesen
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wäre. Zudem hatten sich die Nationalräte, die gleichzeitig auch in den Ständerat
gewählt worden waren (Géraldine Savary (sp, VD), Olivier Français (fdp, VD), Philipp
Müller (fdp, AG), Daniel Jositsch (sp, ZH) und Ruedi Noser (fdp, ZH)) für das Mandat in
der kleinen Kammer entschieden – die Regeln besagen, dass Mitglieder eines Rates
nicht gleichzeitig einer anderen Bundesbehörde angehören dürfen. Im Falle der beiden
Zürcher Ständeräte war die Wahl allerdings noch nicht validiert worden. Das bedeutete,
dass Daniel Jositsch und Ruedi Noser die 50. Legislatur nochmals im Nationalrat
beginnen mussten und ihre Nachfolger Angelo Barrile (sp, ZH) und Hans-Ulrich Bigler
(fdp, ZH) erst am 8. Dezember vereidigt wurden, wobei Angelo Barrile das Gelübde
ablegte. Ebenfalls erst einen Tag vor den Bundesratswahlen wurde Urs Gasche (bdp, BE)
vereidigt, der aufgrund einer Operation die erste Woche der neuen Legislatur verpasst
hatte. Im Ständerat wurden keine Unvereinbarkeiten festgestellt. Die kleine Kammer
nahm an ihrer ersten Sitzung Kenntnis vom entsprechenden Bericht ihres Büros. 
Im Ständerat werden jeweils nur die neu gewählten Mitglieder vereidigt (15.067). Zu
Beginn der 50. Legislatur waren dies zehn Personen, wobei Andrea Caroni (fdp, AR) das
Gelübde ablegte. Daniel Jositsch und Ruedi Noser legten ihr Gelübde bzw. ihren Eid am
8. Dezember ab. Damit war die Konstituierung des neuen Parlaments beschlossen. 34

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Nationalrat Caroni (fdp, AR) hatte im Juni 2015 und damit noch vor seiner Wahl in den
Ständerat eine Motion eingereicht, mit der der Bundesrat beauftragt werden soll,
rechtliche Grundlagen zu schaffen, damit Angehörigen der Armee Arbeitszeugnisse für
ihre geleisteten Dienste ausgestellt werden können. Darin sah der Motionär - selbst
Fachoffizier im Rang eines Majors - eine Stärkung der Vereinbarkeit von Beruf und
Militärdienst. Es gelte zudem eine Ungerechtigkeit gegenüber Zivildienstleistenden
auszumerzen, die für ihre Dienstleistungen Zeugnisse erhalten. Der administrative
Aufwand wurde von Caroni selbst als klein eingeschätzt, da ohnehin militärische
Qualifikationen erstellt werden und diese Dokumente mit wenig Aufwand so gestaltet
werden könnten, dass sie gegenüber zivilen Arbeitgebern verwendet werden können. 
Der Bundesrat war nicht ganz gleicher Meinung. Zwar teilte er den Grundsatz, dass
Militärdienst und Erwerbstätigkeit vereinbar sein sollen und dies ein wichtiges Prinzip
der Milizarmee sei, er beantragte jedoch mit Verweis auf bereits bestehende
Möglichkeiten die Ablehnung der Motion. Bereits zum Zeitpunkt deren Einreichung
konnten Armeeangehörige Leistungsnachweise verlangen, mit denen ein
Zusammenhang zwischen militärischer Ausbildung und zivilen Fähigkeiten hergestellt
wird. Den Absolventinnen und Absolventen der höheren Kaderausbildung
beispielsweise würden solche Dokumente bereits ausgehändigt. Entgegen der
Einschätzung des Motionärs zeigte sich der Bundesrat besorgt über den Aufwand einer
Anpassung des Qualifikationswesens, der in "keinem Verhältnis zum allfälligen Nutzen"
stehe.
Das von Corina Eichenberger (fdp, AG) übernommene Geschäft wurde in der
Herbstsession 2016 im Nationalrat behandelt und angenommen. Der Aargauer Liberalen
gelang es, das Anliegen durchzubringen, indem sie die Vereinbarkeit von Beruf und
Militärlaufbahn als zentral bewarb. Arbeitszeugnisse könnten sich zudem als Anreiz
positiv auf die Motivation der Dienstleistenden auswirken. Verteidigungsminister
Parmelin schaffte es nicht, die ablehnende Haltung der Regierung hinreichend zu
verteidigen. Mit 114 Ja-Stimmen gegen 71 Nein wurde die Motion an den Ständerat
übergeben. 35

MOTION
DATUM: 20.09.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Ob Angehörigen der Armee Arbeitszeugnisse auszustellen seien, musste der Ständerat
im Frühjahr 2017 beurteilen. Nachdem der Nationalrat die Motion Caroni (fdp, AR)
angenommen hatte, gab es in der kleinen Kammer Gegenwind. Nicht jedoch materiell:
Die Motion wurde abgelehnt, weil in der Zwischenzeit die Forderungen soweit erfüllt
werden konnten, dass der Motionär selbst – inzwischen Ständerat – anerkannte, dass
die Motion hinfällig geworden sei. SiK-Sprecher Baumann (cvp, UR) referierte im Saal
über die Neuerungen, die im Rahmen der WEA umgesetzt werden. Für Armeekader
werden künftig sogenannte Bildungs- und Kompetenznachweise ausgehändigt, in denen
die im Dienst erlernten Selbst- und Sozialkompetenzen festgehalten werden. Es handelt
sich also dabei bereits um einen Leistungsnachweis im Sinne eines Arbeitszeugnisses.
Mit 9 zu 0 Stimmen und 2 Enthaltungen wurde von der Kommission beantragt, die
Motion abzulehnen. Kurz kam noch der Motionär selbst zu Wort. Er stellte fest, dass
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eine gesetzliche Grundlage fehle. Arbeitszeugnisse würden zwar grundsätzlich
ausgestellt, aber im Gegensatz zum Zivildienstbereich, wo das Ausstellen von
Arbeitszeugnissen gesetzlich verankert ist, fehle eine entsprechende Bestimmung im
Bereich der Militärgesetzgebung. So wollte Caroni (fdp, AR) denn vom
Verteidigungsminister wissen, ob eine solche Norm nicht noch in die
Ausführungsgesetzgebungen der WEA eingefügt werden könnte. Parmelin teilte die
Ansicht Caronis und wollte beim VBS abklären lassen, ob dies auch tatsächlich in die
entsprechende Verordnung einfliessen würde. Er zeigte sich ebenfalls überzeugt, dass
eine solche Vorgabe gemacht werden müsste. Daraufhin gab es keine Reaktionen mehr
und das Geschäft konnte als abgelehnt ad acta gelegt werden. 36

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

L'article 2 alinéa 7 de la loi sur les marchés intérieurs (LMI) garantit l'établissement d'un
appel d'offre non discriminatoire lors de la transmission d'exploitation d'un monopole
cantonal ou communal à des entreprises privées. Cette procédure s'applique pour les
marchés fermés. Ces marchés se constituent d'un nombre limité d'opérateurs. D'après
Andrea Caroni (fdp/plr, AR), dans le cadre des marchés fermés, une violation inhérente
de la libre concurrence impose la mise en place d'une procédure de sélection
parfaitement équitable. En effet, la limitation du nombre d'opérateurs sur le marché,
par le biais de la création de monopoles ou des clauses de besoins, attaque forcément
la libre concurrence. Andrea Caroni (fdp/plr, AR) ne remet pas directement en cause
l'utilisation de ces marchés fermés, qui sont souvent justifiés pour des motifs
économiques, mais souhaite renforcer la législation afin de garantir une procédure de
sélection équitable. Il a donc déposé une motion pour que le Conseil fédéral rédige un
projet de loi qui réduise la marge de manœuvre de l'article 2 alinéa 7 de la LMI relatif
aux marchés fermés dans les cantons et communes. 
Le Conseil fédéral a estimé qu'il était trop tôt pour envisager une modification
législative. Cependant, il a proposé d'étudier la requête de la motion Caroni (fdp/plr,
AR) dans le cadre du postulat sur les marchés fermés de la Confédération. Le Conseil
national a adopté la motion par 104 voix contre 87 et 2 abstentions. Les voix de la droite
ont su se faire entendre. 37

MOTION
DATUM: 16.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Gesellschaftsrecht

In der Sommersession stimmten der Nationalrat und der Ständerat zwei gleich
lautenden Postulaten zu, die den Bundesrat damit beauftragten, über eine allfällige
Modernisierung des Obligationenrechts Bericht zu erstatten. Die Postulate Caroni (fdp,
AR) und Bischof (cvp, SO; Po. 12.3217) luden die Landesregierung ein, einen Entwurf für
einen benutzerfreundlichen Allgemeinen Teil des Schweizerischen Obligationenrechts
(OR AT) vorzulegen. Als Grundlage konnten nach Ansicht der Postulanten die
Vorarbeiten von Juristen dienen, die im Rahmen eines Projekts des Schweizerischen
Nationalfonds (SNF) unter dem Namen „OR 2020“ entstanden waren. 38

POSTULAT
DATUM: 21.06.2013
DAVID ZUMBACH

Dans un postulat, le député Caroni (fdp/plr, AR) demande une modernisation du code
des obligations (CO). En effet, alors que le CO date de 1912, des règles contradictoires
et un manque de lisibilité freinent son accès pour les non-initiés. 
Dans son rapport, le Conseil fédéral a évalué l'utilité d'une telle révision. Sous une
forme d'optimisation de l'utilité face aux coûts ainsi qu'à la charge de travail, il a conclu
qu'une révision était inopportune. Il recommande donc de ne pas entamer des projets
législatifs qui seraient dantesques et au succès incertain. 39

POSTULAT
DATUM: 31.01.2018
GUILLAUME ZUMOFEN
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Wirtschaftsordnung

Un postulat déposé par Andrea Caroni (fdp/plr, AR), puis repris par Beat Walti (fdp/plr,
ZH) a demandé un rapport sur l'accès aux marchés fermés de la Confédération.
L'objectif du rapport est d'évaluer si le droit en vigueur garantit une sélection
équitable, transparente et non discriminatoire. Pour être précis, les marchés fermés
concernent les cas de limitation du nombre de fournisseurs d'une activité économique
dans certains domaines. Dans ces cas précis, pour des motifs souvent économiques, les
marchés sont fermés à la concurrence par fait ou par l'intermédiaire d'une régulation.
Dès lors, le dépositaire a estimé que la législation relative à la procédure de sélection
des opérateurs était lacunaire. Il a cité comme exemple l'absence d'appel d'offres pour
les concessions d'utilisation des forces hydrauliques (LFH) ou pour l'exploitation
d'installations de distribution d'électricité (LApEl). Afin de renforcer le poids de son
postulat, le dépositaire a rajouté que dans certains cas, comme les maisons de jeu, les
distilleries, les chemins de fer ou encore les aéroports, il n'existait carrément aucune
exigence minimale législative. 
Pour sa part, le Conseil fédéral a soutenu, sur le fond, la position du dépositaire du
postulat. En effet, il a affirmé qu'une libre concurrence était indispensable pour
maintenir la compétitivité des entreprises helvétiques. Néanmoins, comme une révision
du droit national des marchés publics sera débattue très prochainement au parlement,
il a estimé que le postulat perdait son sens. Au final, si le Conseil fédéral a proposé de
rejeter le postulat, le Conseil national l'a accepté par 118 voix contre 76. La frange plus
libérale du Conseil national a imposé sa volonté. Les voix du PLR, des Vert'libéraux, du
PBD et de l'UDC ont permis l'adoption du postulat. 40

POSTULAT
DATUM: 16.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Geld, Währung und Kredit

Börsen

In der Frühlingssession nahm der Nationalrat die Beratung zum
Finanzmarktinfrastrukturgesetz (FINFRAG) auf. Dieses Gesetz soll neue Regeln zum
Handel mit derivaten Finanzinstrumenten erlassen und bestehende Bestimmungen, die
im Börsen-, Nationalbank- und Bankengesetz enthalten waren, vereinen. Die
Gesetzesanpassung erfolgte nicht unbedingt aus freien Stücken, sondern vielmehr als
Reaktion auf erheblichen internationalen Druck von Seiten der EU und der G-20, die
schweizerische Rechtslage internationalen Standards anzupassen. Dadurch erhofften
sich die Behörden, den Zugang schweizerischer Akteure zum europäischen Markt
bewahren zu können. Weder die betroffenen Branchen noch die Parteien zogen die
Notwendigkeit dieses Vorhabens in Zweifel, weshalb der Nationalrat ohne Gegenantrag
auf das Gesetz eintrat. Die Stimmung trauter Einigkeit fand jedoch in der
Detailberatung ein schnelles Ende, was sich in zahlreichen Minderheitsanträgen
manifestierte. Damit erfolgreich war eine Minderheit um Nationalrat Aeschi (svp, ZG),
die mit ihrem Antrag verlangte, einen von der vorberatenden Kommission (WAK-NR)
eingesetzten Passus, der negative Folgen von Hochfrequenzhandel eindämmen wollte,
wieder zu streichen. Die bürgerliche Mehrheit folgte diesem Antrag mit 116 zu 45
Stimmen deutlich. Ebenfalls durchzusetzen vermochte sich ein Antrag, der Geschäfte
von der Meldepflicht befreien wollte, sofern es sich bei den daran beteiligten Akteuren
um nichtfinanzielle Gegenparteien (Akteure aus der Realwirtschaft) handelte.
Kontrovers diskutiert wurde ein Antrag de Buman (cvp, FR), der die Schaffung von
sogenannten Positionslimiten forderte. Mit diesem Instrument werden die Anteile, die
ein bestimmter Akteur an einem Derivat erwerben kann, begrenzt und damit die
Möglichkeiten zur Beeinflussung des Preises durch einen einzelnen Marktteilnehmer
eingeschränkt. Trotz der Unterstützung durch Bundesrätin Widmer-Schlumpf und trotz
der Tatsache, dass sowohl die USA als auch die EU entsprechende Regeln kennen bzw.
schaffen, fand der Antrag keine Mehrheit und wurde mit 103 zu 73 Stimmen verworfen.
Schliesslich gelang es der bürgerlichen Ratsmehrheit auch, die Strafbarkeit von
fahrlässig verübten Delikten in diesem Kontext aufzuheben und Bussenobergrenzen für
verschiedene Delikte zu senken. 
Die kleine Kammer nahm sich in der darauffolgenden Sommersession des
Finanzmarktinfrastrukturgesetzes an. Dabei wurde deutlich, dass sich die
Kantonsvertreter nur teilweise mit den Vorschlägen des Nationalrates anfreunden
konnten. Einig waren sich die beiden Kammern bei der Frage, ob der
Hochfrequenzhandel eingeschränkt werden sollte: Wie bereits der Nationalrat sprach
sich auch der Ständerat gegen derartige Bestimmungen aus. Ebenfalls einverstanden
erklärte sich die kleine Kammer mit dem Vorhaben des Nationalrates, fahrlässig
begangene Delikte in diesem Zusammenhang von einer Bestrafung auszunehmen.
Bezüglich der Meldepflicht von Geschäften zwischen nichtfinanziellen Gegenparteien

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.06.2015
NICO DÜRRENMATT
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stellte sich die kleine Kammer auf den Standpunkt des Bundesrats, wonach auch
Geschäfte solcher Art meldepflichtig sein sollten. Im Gegensatz zum Nationalrat, der die
Schaffung von Positionslimiten abgelehnt hatte, sprach sich der Ständerat für die
Schaffung derselben aus. Nach dem Willen des Ständerates sollte der Bundesrat die
Kompetenz erhalten, zu gegebener Zeit Positionslimiten einzuführen, wobei es der
Finma unterliegen sollte, diese zu fixieren. In der Schlussabstimmung passierte die
Vorlage die kleine Kammer schliesslich einstimmig, womit sie zurück in den Nationalrat
gelangte. 
Die grosse Kammer zeigte sich bezüglich Meldepflicht von Geschäften zwischen
nichtfinanziellen Gegenparteien kompromissbereit: Ein Minderheitsantrag Caroni (fdp,
AR), der die Befreiung von der Meldepflicht nur auf kleine nichtfinanzielle Parteien
beschränken wollte, wurde angenommen. Kein Entgegenkommen signalisierte die
grosse Kammer hingegen bei den Positionslimiten. Der Antrag der Kommission, dem
ständerätlichen Vorschlag zuzustimmen, scheiterte knapp mit 91 zu 95 Stimmen am
Willen des bürgerlichen Lagers. 
Im weiteren Verlauf des Differenzbereinigungsverfahrens gelang es den beiden Räten
schliesslich doch noch, sich auf eine gemeinsame Linie zu einigen, wobei beide
Kammern je einmal von ihrer ursprünglichen Haltung abwichen. Der Nationalrat sprach
sich, wenn auch mit 92 zu 92 Stimmen und mit Stichentscheid des Präsidenten Rossini
(sp, VS) äusserst knapp, für den ständerätlichen Entwurf aus, der dem Bundesrat die
Kompetenzen einräumte, Positionslimiten einführen zu können. Der Ständerat hingegen
machte in der Frage der Befreiung von der Meldepflicht Konzessionen und erklärte sich
schliesslich mit dem Kompromissvorschlag des Nationalrats, wonach nur Geschäfte
zwischen kleinen nichtfinanziellen Gegenparteien nicht meldepflichtig sein sollen,
einverstanden. 
In der Schlussabstimmung wurde das Finanzdienstleistungsgesetz mit 137 zu 54
(Nationalrat) bzw. 43 zu 1 Stimmen gutgeheissen, wobei die SVP die einzige Partei war,
die sich gegen die Vorlage aussprach. Damit machte sie deutlich, dass aus ihrer Sicht zu
viele von der EU vorgegebene Inhalte in das vorliegende Gesetz eingeflossen seien. 41

Landwirtschaft

Tierhaltung, -versuche und -schutz

Suite à des massacres de troupeaux de moutons par une meute de loups dans le val
d’Illiez (VS) et par un loup seul dans la région d’Entlebuch (LU), les autorités des deux
cantons ont délivré des autorisations de tir. Peu après, le WWF et Pro Natura ont
déposé des recours à l’encontre de ces décisions, estimant que celles-ci portaient
atteinte aux droits national et international, que les troupeaux attaqués n’étaient, dans
la plupart des cas, pas protégés de manière efficace, et que l’autorisation de tir avait
été délivrée de manière peu transparente. Ces associations réclamaient en outre que
les recours en la matière soient assortis à l’avenir d’un effet suspensif sur les
autorisations de tir.
Les réactions politiques n’ont pas tardé et trois interventions parlementaires, pas
encore traitées par le parlement, ont été déposées dans la foulée : une motion
Freysinger (udc, VS) (Mo. 09.3790), qui demande que la Suisse dénonce la Convention
de Berne protégeant le loup, une motion Schmidt (pdc, VS) (Mo. 09.3813), qui charge le
gouvernement d'adresser une demande au Conseil de l'Europe pour que le loup passe
de la liste des "espèces de faune strictement protégées" (tel que spécifié dans la
Convention de Berne), à celle des "espèces de faune protégées", et une motion
Lustenberger (pdc, LU) (Mo. 09.3951), qui préconise une adaptation des dispositions
régissant la régulation du loup au travers d’une modification de l'ordonnance sur la
chasse. Dans sa prise de position, le Conseil fédéral a préconisé le rejet de la motion
Freysinger et l’acceptation des deux autres motions. Il s’est ainsi déclaré favorable à
une rétrogradation du loup du statut d' « espèce de faune strictement protégée » à
celui d' « espèce de faune protégée ». Le Conseil fédéral a par conséquent proposé
que la délégation suisse aborde le sujet du loup et de son statut de protection en
Europe dans le cadre de la nouvelle plate-forme « Grands prédateurs », créée sous
l'égide de la Convention alpine, et soutienne une proposition commune des pays alpins
visant à faire modifier le statut de protection auprès du Comité permanent de la
Convention de Berne à Strasbourg. Pour la révision du plan de loup, voir ici. 42

MOTION
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Enfin, le Conseil national a adopté trois motions, émanant respectivement de la CEATE-
CN ainsi que des députés Lustenberger (pdc, LU) (Mo. 09. 3951) et Schmidt (pdc, VS)
(Mo. 09.3812), chargeant le Conseil fédéral de modifier l’ordonnance sur la chasse et la
protection des mammifères et oiseaux sauvages. Elles visent les dégâts causés par le
loup et le lynx et exigent l’octroi de plus de compétences aux cantons dans l’élaboration
de mesures temporaires pour réguler les populations d’espèces protégées en cas de
dégâts importants aux animaux de rente et de pertes considérables sur la chasse. Les
groupes écologiste et socialiste se sont opposés quasi unanimement aux trois objets. 43

MOTION
DATUM: 30.09.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Eine diesem Geschäft sehr ähnliche Motion Schmidt (cvp, VS), die verlangt hatte, dass
Kinderbetreuungskosten steuerlich abgezogen werden können, wurde im Juni im
Nationalrat noch angenommen, während sie im August im Ständerat kein Gehör mehr
fand, da das Problem mittlerweile durch die obengenannte Gesetzesänderung gelöst
worden war. 44

MOTION
DATUM: 10.08.2009
NATHALIE GIGER

Sport-, Musik- und Kulturvereine müssen in Zukunft keine direkte Bundessteuer mehr
bezahlen, wenn sie weniger als CHF 20'000 Gewinn erzielen. Dies beschloss im März
2015 der Nationalrat, der einer Änderung des Bundesgesetzes über die
Gewinnbesteuerung von juristischen Personen mit ideellen Zwecken mit 126 zu 58
Stimmen zustimmte. Der Ständerat hatte die Erhöhung der entsprechenden Freigrenze
von CHF 2000 auf CHF 20'000 bereits im Vorjahr einstimmig gutgeheissen. Für Vereine
und Stiftungen hatte zuvor eine Steuerfreigrenze von CHF 5000 gegolten. Anders als in
der kleinen Kammer gab der Vorschlag des Bundesrates, der auf eine Motion Kuprecht
(svp, SZ) aus dem Jahr 2009 zurückgeht, Anlass zu Diskussionen. Eine Minderheit Caroni
(fdp, AR), die in den Vorberatungen in der Kommission für Wirtschaft und Abgaben des
Nationalrats (WAK-NR) nur knapp (11 zu 12 Stimmen) unterlegen war, wollte nicht auf die
Vorlage eintreten. Mit der bestehenden gesetzlichen Regelung seien die Instrumente
vorhanden, um Vereine mit entsprechenden Zielen zu unterstützen, so Caroni. Zudem
wies die Minderheit auch auf die zu erwartenden Steuerausfälle im hohen einstelligen
Millionenbereich hin. Ausserhalb von FDP und GLP vermochten die Argumente der
Minderheit jedoch nur noch Teile der SP zu überzeugen, was schliesslich dazu führte,
dass der Nationalrat mit 116 zu 63 Stimmen bei einer Enthaltung das Eintreten beschloss
und kurze Zeit später dann auch die Gesetzesänderung guthiess. 45

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.03.2015
DAVID ZUMBACH

Indirekte Steuern

Der Entscheid zugunsten der Hotellerie gab dem Feilschen um weitere Sondertarife
Auftrieb. Nationalrat Wiederkehr (ldu, ZH) reichte eine parlamentarische Initiative ein,
die einen Sondersatz für den öffentlichen Verkehr fordert, da dieser ebenso
notleidend wie die Hotellerie sei. Nationalrat Scherrer (edu, BE) (Mo. 94.3577) forderte
auf dem Motionsweg die MWSt-Befreiung für gemeinnützige Brockenstuben, da diese
sonst in ihrer Existenz gefährdet seien. Der Nationalrat folgte mit 44:32 Stimmen aber
dem Bundesrat, der geltend machte, dass Brockenstuben Warenumsätze tätigen und
damit steuerpflichtig sind. Ein Postulat Schmid (cvp, VS) (Po. 95.3577), das die Spitex-
Dienste von der MWSt ausnehmen will, wurde vom Nationalrat hingegen an den
Bundesrat überwiesen. 46

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.03.1996
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Kernenergie

Lors d’une session spéciale tenue dans le cadre de la session d’été, le Conseil national a
soutenu le Conseil fédéral en s’engageant sur la voie d’une sortie progressive du
nucléaire. C’est l’adoption de la motion Schmidt (pdc, VS) qui s’est avérée
déterminante. Soutenu par 67 cosignataires, le texte demande qu’aucune autorisation
générale ne soit accordée à la construction de centrales nucléaires ainsi que la mise à
l’arrêt immédiate des centrales nucléaires ne répondant pas aux exigences de sécurité.
En outre, la motion a réclamé une stratégie énergétique qui assure l’approvisionnement
en électricité, tout en ne réduisant pas la dépendance énergétique envers l’étranger et
des mesures encourageant l’efficacité énergétique et les énergies renouvelables. Cette
motion, correspondant à la position du gouvernement, a été acceptée par 101 voix
contre 54 et 36 abstentions. Les groupes des Verts, du PS et du PBD se sont prononcés
à l’unanimité en faveur du texte. Récemment acquis à la cause anti-nucléaire, le PDC a
– à l’exception d’une défection et de trois abstentions – fait bloc derrière la motion
Schmidt. Le groupe UDC, pour sa part, s’est opposé au texte, une grande majorité
n’ayant pas voulu renoncer à une énergie nucléaire bon marché. Quant aux députés
libéraux-radicaux, ils se sont tous abstenus. Suite à la catastrophe nucléaire de
Fukushima, le PLR a accepté la fermeture des trois centrales les plus anciennes (Beznau
I et II ainsi que Mühleberg) à la fin de leur durée d’exploitation, tout en proposant de
refaire le point sur les avancées technologiques en 2025. Le parti a fait valoir qu’il lui
était impossible d’amender la motion Schmidt dans ce sens lors de son premier passage
devant les chambres fédérales. Les libéraux-radicaux ont donc eu pour objectif de
redresser la situation au Conseil des Etats. 47

MOTION
DATUM: 08.06.2011
LAURENT BERNHARD

Le Conseil national a par ailleurs adopté deux motions ayant le même but que la
motion Schmidt. Un texte émanant du PBD (Mo. 11.3426) a obtenu une majorité de 108
voix contre 76. Celui-ci exige l’arrêt des autorisations de construction d’installations
nucléaires à partir de 2012. C’est par 108 voix contre 76 que la chambre du peuple a
accepté le premier point d’une motion des Verts demandant au Conseil fédéral de
présenter un scénario de sortie progressive du nucléaire. 48

MOTION
DATUM: 06.12.2011
LAURENT BERNHARD

Ayant reçu l’aval au Conseil national, les trois motions visant une sortie progressive de
l’énergie nucléaire (Schmidt, Mo. 11.3436; Verts, Mo. 11.3257; PBD, Mo. 11.3426) ont été
reformulées de manière identique par le Conseil des Etats en automne. Se basant sur la
motion Schmidt, les sénateurs ont ajouté la poursuite de la recherche nucléaire ainsi
que l’exigence que le Conseil fédéral rende régulièrement compte des avancées dans
ce domaine. Ces amendements ont permis d’aboutir à des majorités confortables au
sein de la chambre des cantons lors de la séance spéciale de fin septembre. Dans un
premier temps, la commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et
de l'énergie (CEATE-CE) a souhaité limiter la sortie de l’énergie nucléaire aux centrales
de la génération actuelle, laissant ainsi la porte ouverte à des réacteurs dotés d’une
nouvelle technologie. Mais face à l’impossibilité de s’entendre sur cet ajout, la
commission a fini par y renoncer. En raison de leur rôle charnière, les sénateurs
démocrates-chrétiens ont fait l’objet de nombreuses sollicitations, mais en privilégiant
une sortie du nucléaire sans concession, ils se sont finalement tenus à la consigne du
parti. Sous peine de mettre en échec la sortie progressive de l’énergie nucléaire, le
Conseil national a adopté en décembre les trois motions amendées, et donc
identiques, par 125 voix contre 58, l’UDC n’ayant été soutenue que par dix libéraux-
radicaux. 49

MOTION
DATUM: 09.12.2011
LAURENT BERNHARD
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Verkehr und Kommunikation

Verkehrspolitik

Le Conseil national a jugé prioritaire le transfert de la route au rail du transport
transalpin de marchandises dangereuses pour des raisons de sécurité. En ce sens, il a
tacitement transmis au Conseil fédéral un postulat Schmidt (pdc, VS) afin de hâter la
recherche et la mise en œuvre de mesures complémentaires, qu’il s’agisse de nouveaux
instruments (par exemple, une bourse du transit alpin) ou de normes sécuritaires plus
sévères. 50

POSTULAT
DATUM: 18.06.2010
NICOLAS FREYMOND

Einer parlamentarischen Initiative Schmidt (cvp, VS) zur Verwendung der
Mineralölsteuererträge für die Finanzierung des Strassenverkehrs, wurde vom
Nationalrat Mitte März Folge gegeben. Der Ständerat folgte hingegen im Herbst seiner
Kommission (KVF), die schon 2011 der Initiative die Zustimmung verweigert hatte. Die
parlamentarische Initiative hätte verlangt, dass neu 60% statt wie bisher 50% der
Mineralölsteuererträge für die Finanzierung des Strassenverkehrs aufgewendet werden.
Als Begründung wurde die ab 2016 zu erwartende Finanzierungslücke im
Strassenunterhalt und die angespannte Lage der Bundesfinanzen angegeben. Als
Argument gegen die Initiative wurde im Ständerat vor allem der Umstand angegeben,
dass die rund CHF 300 Mio. zwar dem Strassenverkehr zu Gute kämen, aber anderswo
fehlen würden. 51

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.09.2012
NIKLAUS BIERI

Strassenverkehr

Suite à une série d’accidents survenus en début d’année sur le col du Simplon et
impliquant des poids lourds, le Conseil des Etats a approuvé une motion René
Imoberdorf (pdc, VS) chargeant le Conseil fédéral de prendre des mesures afin de
renforcer la sécurité routière dans les régions de montagne. Le gouvernement est
notamment invité à édicter des normes techniques plus strictes pour les poids lourds
(en particulier, concernant les freins) et renforcer les contrôles. Le Conseil national a
pour sa part transmis au Conseil fédéral un postulat Roberto Schmidt (pdc, VS)
(08.3007) allant dans le même sens. 52

MOTION
DATUM: 13.06.2008
NICOLAS FREYMOND

Die Motion Caroni (fdp, AR) für fairere Verfahren im Strassenverkehr und mehr
Rechtsstaatlichkeit bei Führerschein-Entzügen war auch in der grossen Kammer nicht
umstritten: Der Nationalrat nahm die Motion im September 2018 stillschweigend an,
nachdem der Ständerat die Motion im März 2018 gutgeheissen hatte. 53

MOTION
DATUM: 11.09.2018
NIKLAUS BIERI

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Im Berichtsjahr eröffnete der Nationalrat als Zweitrat die Detailberatung zur
Teilrevision des Raumplanungsgesetzes (RPG). Die Revision, welche der Volksinitiative
„Raum für Mensch und Natur (Landschaftsinitiative)“ als indirekter Gegenvorschlag
gegenübergestellt werden soll, beinhaltet Massnahmen zur Lenkung der
Siedlungsentwicklung, zur Eindämmung der Zersiedelung und zum verbesserten Schutz
des Kulturlandes. Dem Geschäft lag ein Nichteintretensantrag einer
Kommissionsminderheit angeführt durch Hans Rutschmann (svp, ZH) vor. Die
Minderheit war der Ansicht, dass die Initiative mit dem 20-jährigen
Bauzonenmoratorium dermassen unrealistische Forderungen stelle, dass das Anliegen
an der Urne chancenlos bleiben werde und es somit nicht nötig sei, ihm einen
Gegenvorschlag gegenüber zu stellen. Zu einem anderen Schluss waren im Vorfeld
jedoch zwei Umfragen gelangt, die im Mai 2011 je rund 1000 Personen zur Initiative
befragten. Laut M.I.S. Trend unterstützten dazumal 61 Prozent der Befragten ein
Bauzonenmoratorium; in der Umfrage von gfs.bern waren es gar deren 66 Prozent. Die
Kommissionsminderheit monierte des Weiteren, dass der Gegenvorschlag verschiedene
Elemente des in der Vernehmlassung gescheiterten Entwurfs zur Totalrevision des
Raumplanungsgesetzes wieder aufnehmen würde. Neben dem Nichteintretensantrag
lag ein Rückweisungsantrag der BDP-Fraktion vor. Im Gegensatz zum SVP-
Minderheitsantrag vertat die BDP die Ansicht, dass dem Volk auf alle Fälle ein indirekter
Gegenvorschlag gegenüber gestellt werden soll. Jedoch erachtete sie den zum
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Zeitpunkt vorliegenden Entwurf als zu wenig ausgereift, um den kantonalen
Gegebenheiten angemessen Rechnung zu tragen. Die obligatorische Mehrwertabgabe
sei zudem verfassungswidrig. Nach längerer Diskussion beschloss die grosse Kammer
unter geschlossener Opposition der SVP, auf das Geschäft einzutreten. Ebenfalls
deutlich abgelehnt wurde der Rückweisungsantrag der BDP, welcher nur bei der SVP
volle Unterstützung fand. Hauptdiskussionspunkt in der nationalrätlichen Debatte war
besagte Mehrwertabgabe, welche im Vorjahr vom Ständerat eingefügt worden war. Nach
ständerätlicher Vorstellung wären die Kantone bei Neueinzonungen zur Erhebung einer
Abgabe von mindestens einem Viertel des Mehrwertes verpflichtet, die sie dann in
erster Linie als Entschädigung bei Enteignungen verwenden könnten. Die FDP-Liberale
Fraktion machte nun im Nationalrat geltend, dass sie diese Abgabe als derart starken
Eingriff in die kantonale Hoheit ansehe, dass sie einer „Entmündigung der Kantone“
gleichkomme. Schliesslich brachten die SVP, eine beinahe geschlossene FDP und eine
Mehrheit der CVP den ständerätlichen Vorschlag betreffend Mehrwertabgabe mit 89 zu
72 Stimmen zu Fall. Ebenfalls abgelehnt wurde der von der nationalrätlichen
Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie (UREK) erarbeitete
Kompromissvorschlag, welcher den Kantonen die Wahl lassen wollte zwischen der
Erhebung einer Mehrwertabgabe und der Möglichkeit, neu eingezontes Bauland durch
eine entsprechende Fläche Landwirtschaftsland zu kompensieren. Der Nationalrat
schuf weitere Differenzen zum Ständerat: So folgte die grosse Kammer ihrer
Kommissionsmehrheit und strich den im Vorjahr vom Ständerat eingefügten Zusatz,
dass überdimensionierte Bauzonen zu reduzieren seien. Diese Streichung stiess
insbesondere bei der Ratslinken auf Widerstand: Franziska Teuscher (gp, BE)
bezeichnete die vom Ständerat befürwortete Regelung als „Kernstück“ des indirekten
Gegenvorschlags zur Landschaftsinitiative. Darüber hinaus wurden zwei weitere
Änderungen zum Entwurf des Bundesrates beschlossen, welche ebenfalls darauf
abzielten, Grundeigentümer von noch unbebautem Bauland zu schützen. Desweiteren
entschärfte der Nationalrat die raumplanerischen Massnahmen, indem er sich
erfolgreich gegen zwei zentrale Elemente betreffend Erschliessung von Bauzonen
stellte. Zum einen strich er den vom Ständerat eingeführten Zusatz, dass bei
Neuerschliessung der Anschluss an den öffentlichen Verkehr gewährleistet und die
Entstehung eines kompakten Siedlungsbildes als Kriterien berücksichtigt werden sollen.
Zum anderen sprach er sich in den Übergangsbestimmungen dagegen aus, dass vor
Genehmigung der Richtplananpassung keine Vergrösserung der Bauzonen erfolgen darf.
Auch hier zeigten sich dieselben Mehrheitsverhältnisse wie bei den anderen
Differenzen: Die geschlossene Ratslinke opponierte erfolglos, trotz Unterstützung
einiger Mitglieder aus der CVP/EVP/glp-Fraktion. Eine weitere Differenz zum Bundesrat
schuf der Nationalrat in Art. 8, Abs. 2. Besagter Absatz verlangt, dass Vorhaben mit
gewichtigen Auswirkungen für Raum und Umwelt einer Grundlage in den kantonalen
Richtplänen bedürfen. Auch gegen diesen Absatz opponierte eine breite bürgerliche
Mehrheit erfolgreich. Zu guter Letzt sorgte Artikel 18a zur Installation von Solaranlagen
für zusätzliche Diskussionen. Laut Roberto Schmidt (cvp, VS) zeigte sich hier die
„Euphorie der Atomausstiegsdebatte“: Eine bürgerlich dominierte
Kommissionsmehrheit ging in ihrem Antrag weiter als der vorliegende bundesrätliche
Entwurf und verlangte eine bewilligungsfreie Installation von Solaranlagen in Bau- und
Landwirtschaftszonen. Lediglich eine Meldepflicht an die zuständigen Behörden sollte
bestehen bleiben. Eine Kommissionsminderheit aus Parlamentariern von Mitte-Links
sprach sich zwar für ein vereinfachtes Verfahren aus, erachtete eine vollständige
Abschaffung der Bewilligungspflicht aufgrund von Rechtsunsicherheit jedoch als nicht
zielführend. Mit 109 zu 66 Stimmen fand die Abschaffung der Bewilligungspflicht dann
aber deutliche Zustimmung. Während die CVP sich beinahe geschlossen dagegen
stellte, unterstützten sowohl die Fraktionen der SVP und der FDP das Anliegen.
Gespalten zeigten sich Grüne und SP. In der Gesamtabstimmung wurde der Entwurf mit
92 zu 62 Stimmen und 20 Enthaltungen angenommen. Eine knappe Mehrheit der
Grünen stimmte gegen die Revision, ebenso eine beinahe geschlossene SVP. Die BDP
enthielt sich als Fraktion der Stimme, während die übrigen Parteien die Vorlage
unterstützten. 54

01.01.89 - 01.01.19 26ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Wohnungsbau und -eigentum

Andrea Caroni (fdp, AR) war der Ansicht, dass das fünfzigjährige
Stockwerkeigentumsrecht einer Prüfung auf Anpassungsbedarf unterzogen werden
müsse. In seinem Postulat nannte er einige Beispiele für Probleme, über deren Lösung
noch keine Klarheit bestehe, so etwa eine mögliche Unterdotierung des
Erneuerungsfonds, was zur Folge habe, dass Sanierungen nicht durchgeführt werden
können. Der Bundesrat hingegen sah keinen Handlungsbedarf. Zum einen handle es
sich beim Stockwerkeigentumsrecht grösstenteils um dispositives Recht, welches durch
die Stockwerkeigentümerschaft abgeändert werden kann. Ferner verwies der Bundesrat
auf die per 2012 in Kraft getretene Revision des Immobiliensachrechtes, welche
punktuelle und zufriedenstellende Neuerungen im Bereich des
Stockwerkeigentumsrecht gebracht habe. Anders entschied der Nationalrat und
überwies das mittlerweile von Olivier Feller (fdp, VD) übernommene Postulat in der
Herbstsession 2016 mit 113 zu 76 Stimmen. Geschlossen gegen den Vorstoss stimmten
die Fraktionen der SVP und der BDP. 55

POSTULAT
DATUM: 14.09.2016
MARLÈNE GERBER

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Wie erhofft konnte der Ständerat den Erlassentwurf zur Schaffung einer gesetzlichen
Grundlage für die Überwachung von Versicherten, der in Erfüllung einer
Kommissionsinitiative der SGK-SR durch das Kommissionssekretariat erarbeitet worden
war, in der Wintersession 2017 behandeln. Mittels der Kommissionsinitiative war der
Observationsartikel aus der Revision des Allgemeinen Teils des
Sozialversicherungsrechtes (ATSG) herausgenommen worden, um den Prozess zu
beschleunigen. Konrad Graber (cvp, LU) ging dennoch auf die Rückmeldungen aus der
Vernehmlassung des ATSG ein. So wiesen die Vernehmlassungsantworten zwei
Grundstossrichtungen auf: Den Behinderten-  und Arbeitnehmerorganisationen, der SP
und den Grünen gingen die vorgeschlagenen Regelungen zu weit, den Kantonen,
Arbeitgeberorganisationen und bürgerlichen Parteien hingegen nicht weit genug. Ein
ähnliches Muster zeigte sich in der Folge auch in der Ständeratsdebatte zum
Erlassentwurf. Alex Kuprecht (svp, SZ) akzentuierte den Handlungsbedarf, der durch
betrügerisch erworbene Renten in Millionenhöhe entstehe. Er betonte zudem, dass die
im Erlassentwurf aufgeführten Observationen nicht leichtfertig durchgeführt würden,
sondern zahlreiche Verdachtsmomente dazu notwendig seien. Letzterem
widersprachen Hans Stöckli (sp, BE), Paul Rechsteiner (sp, SG) und Géraldine Savary (sp,
VD) vehement: So hätten sich ein Drittel aller bisherigen Observationen als falsch,
unnötig oder nicht zielführend erwiesen. Im neuen Erlass habe das
Kommissionssekretariat die bundesrätliche Vorlage und damit die Möglichkeiten zur
Überwachung erheblich verschärft. Neu sollen auch Tonaufzeichnungen und GPS-
Tracker zur Ergänzung der Überwachung verwendet werden können und die
Überwachung soll auf alle von öffentlichen Orten einsehbaren Bereiche ausgeweitet
werden. 
Die linke Ratsseite kritisierte insbesondere, dass diese Massnahmen zur Anwendung
kämen, bevor ein begründeter Verdacht auf einen Straftatbestand bestehe, also bevor
die Sozialversicherer Strafanzeige erstatten könnten. Somit erlaube die Revision
strengere Observationsmöglichkeiten für den zivilen Teil eines Vergehens als für den
strafrechtlichen Teil, was der Verhältnismässigkeit zuwiderlaufe. Diese kritische
Meinung zur Reform teilte auch eine Gruppe von vier Staatsrechtlern, welche die
Reform in einem Schreiben aufgrund der vielen Blankettnormen ohne erforderliche
rechtsstaatliche Sicherungen als ausserordentlich problematisch bezeichneten. Stöckli
kritisierte neben dem Erlasstext auch dessen Ausarbeitung: Beim
Nachrichtendienstgesetz habe man „sehr seriös und unter Einbezug aller Eventualitäten
eine rechtsstaatlich korrekte Gesetzgebung vorgenommen”, während hier in kürzester
Zeit Massnahmen geschaffen worden seien, die wesentlich weiter gingen als die
Massnahmen zum Staatsschutz und zur Terrorismusbekämpfung. Zudem sei der
bundesrätliche Vorschlag nach der Vernehmlassung verschärft worden, ohne dass es
nochmals Anhörungen gegeben hätte. Rechsteiner wies überdies auf die
Rechtsungleichheit hin, welche diese Änderungen in Kombination mit der zwei Tage
zuvor abgelehnten Verschärfung der staatlichen Mittel gegenüber Steuerdelinquenten
bewirkten. 
Um diese zahlreichen Bedenken klären zu können, schlug Raphaël Comte (fdp, NE) vor,
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die Vorlage an die Kommission zurückzuweisen. Dies lehnten aber zahlreiche
Sprecherinnen und Sprecher ab, da eine Rückweisung zu einer Verzögerung von
mindestens drei Monaten führen und keinen Mehrwert bringen würde. Stattdessen
könnten diese Fragen auch im Plenum geklärt werden. Folglich wurde der Antrag Comte
mit 15 zu 23 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) abgelehnt. In der Detailberatung wurde
zuerst geklärt, inwiefern richterliche Bewilligungen für Observationen nötig sein sollen.
Der kleinen Kammer ging der Minderheitsantrag Rechsteiner zu weit, wonach für alle
Observationen neben konkreten Anhaltspunkten auf einen unrechtmässigen
Leistungsbezug sowie der Aussichtslosigkeit oder der unverhältnismässigen
Erschwerung von Abklärungen ohne Observationen auch eine richterliche Genehmigung
vorliegen müsse. Stattdessen folgte sie dem Antrag Caroni (fdp, AR) und verlangte nur
für den Einsatz von technischen Instrumenten zur Standortbestimmung eine
richterliche Bewilligung. Ansonsten sollen Personen mit Direktionsfunktion beim
Versicherungsträger die Berechtigung zur Anordnung von Observationen erhalten. Ein
weiterer umstrittener Punkt betraf die Frage, ob Observationen ausschliesslich im
öffentlich zugänglichen Raum oder in einer weiteren Fassung auch an einer von einem
allgemein zugänglichen Ort frei einsehbaren Stelle erlaubt sein sollen. Stöckli sprach
sich dafür aus, die bestehende Gesetzgebung im Strafprozess zu übernehmen und
damit auch die Vernehmlassungskritik ernst zu nehmen, in der befürchtet worden war,
dass neu auch Observationen im Privatbereich möglich werden würden. Bundesrat
Berset bestätigte jedoch, dass eine weitere Fassung der Regelung die geltende Praxis
kodifiziere, die überdies gemäss Kuprecht auch vom Bundesgericht gestützt worden
war (BGE 8C 272/2011). Folglich entschied sich auch der Ständerat mit 33 zu 10
Stimmen für diese Fassung. Der Bundesrat solle die Anforderungen an mit
Observationen beauftragte Personen definieren können, entschied der Ständerat
abschliessend. In der Gesamtabstimmung zeigten sich die meisten Mitglieder des
Ständerats mit den Änderungen einverstanden und nahmen die Vorlage mit 32 zu 8
Stimmen (bei einer Enthaltung) an. 56

Im Herbst 2018 forderte Andrea Caroni (fdp, AR) mehr Parteiautonomie in den
Sozialversicherungen. Heute würden Dienstleistungserbringende häufig als
unselbständig qualifiziert, auch wenn sich alle Beteiligten einig seien, dass eine
selbständige Erwerbstätigkeit vorliege, kritisierte der Motionär. Zukünftig sollen
Sozialversicherungsträger jedoch bei der Qualifizierung von
Dienstleistungserbringenden – erwähnt werden insbesondere Erwerbstätige auf
digitalen Plattformen, aber auch Personen aus dem traditionellen Dienstleistungssektor
– als selbständig oder unselbständig eine allfällige übereinstimmende Auffassung aller
Beteiligten diesbezüglich mitberücksichtigen. Weiterhin berücksichtigt werden sollen
überdies die organisatorische Einbindung und das unternehmerisches Risiko der
Betroffenen. Der Bundesrat solle folglich die notwendigen
sozialversicherungsrechtlichen Verordnungen entsprechend seinem Bericht vom
November 2017 anpassen, forderte Caroni. Auch der Bundesrat verwies in seiner
Stellungnahme auf den entsprechenden Bericht: Da laufende Abklärungen aufgrund
dieses Berichts sowie im Rahmen eines Postulats der FDP.Liberalen-Fraktion (Po.
17.4087) abgewartet werden sollten, empfahl der Bundesrat die Motion zur Ablehnung. 

In der Wintersession behandelte der Ständerat die Motion Caroni zusammen mit der
Motion Ettlin (cvp, OW; Mo. 18.3937) und dem Postulat Bruderer Wyss (sp, AG; Po.
18.3936). Die kleine Kammer nahm einen Ordnungsantrag Berberat (sp, NE) an und wies
die Motion zur Vorprüfung der SGK-SR zu. 57

MOTION
DATUM: 12.12.2018
ANJA HEIDELBERGER

Krankenversicherung

Anfang Mai einigten sich die Gewerkschaften SGB und CNG darauf, gemeinsam eine
Volksinitiative für eine obligatorische Taggeldversicherung zu lancieren. In den Genuss
dieser Versicherungsform, für die eine Finanzierung über Lohnprozente vorgesehen ist,
sollen vor allem Arbeitnehmer und Arbeitslose kommen. Auf der Leistungsseite
verlangten die Gewerkschaften eine Mindestregelung, welche etwa den heutigen
üblichen Standards in Gesamtarbeitsverträgen gleichkommt. Der obligatorisch
versicherte Lohn entspräche dem Plafonds der Unfallversicherung (heute 97'200 Fr.).
Die Taggelder hätten 80% des versicherten Verdienstes und bei den Arbeitslosen die
volle Entschädigung durch die ALV abzudecken und würden ab dem 31. Krankheitstag
ausbezahlt. Für die ersten 30 Krankheitstage verpflichtet die Initiative die Arbeitgeber
zur Lohnfortzahlung. Im Nationalrat versuchten zwei Abgeordnete, den Bundesrat mit
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Motionen zu beauftragen, die Taggeldversicherung wieder in die obligatorische
Grundversicherung aufzunehmen und so auszugestalten, dass sie zu einer echten
Erwerbsausfallversicherung wird. Die Motion Schmid (cvp, VS) wurde als Postulat
überwiesen (Mo. 97.3173), die Motion Maury Pasquier (sp, GE) hingegen auf Antrag von
Hess (cvp, ZG) abgelehnt (Mo. 97.3294). 58

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Der Nationalrat behandelte die Vorschläge zum Dringlichen Bundesbeschluss zu Beginn
der Sommersession im Rahmen der zweiten Runde der Differenzbereinigung bei der
Asylgesetzrevision. Ein von SP-Vertretern eingebrachter Nichteintretensantrag, der die
bereits früher geltend gemachten Vorbehalte gegen die Verschärfung der Asylpraxis –
gerade angesichts der neuesten Entwicklung im Kosovo (siehe unten) – erneut
bekräftigte, wurde mit 117 zu 58 Stimmen abgelehnt. Für Eintreten stimmte das
geschlossene bürgerliche Lager inklusive LdU/EVP-Fraktion, dagegen die Linke und die
Grünen. Der Stimme enthielten sich die Freisinnigen Langenberger (VD), Loeb (BE) und
Nabholz (ZH) sowie der Walliser CVP-Vertreter Schmid. Allerdings anerkannten auch die
Befürworter einer sofortigen Verschärfung, dass es zumindest ungewöhnlich sei, in der
Endphase der Bereinigung einer Vorlage bereits Dringlichkeitsrecht für Massnahmen
vorzusehen, welche vom Parlament noch gar nicht definitiv beschlossen worden seien.
Inhaltlich übernahm die grosse Kammer mit 93 zu 57 Stimmen in allen drei wesentlichen
Punkten (illegal eingereiste sowie papierlose Personen, ”Lex Zaoui”) die Vorschläge des
Bundesrates. Dies wirkte sich auch auf das revidierte Asylgesetz aus, wo die
völkerrechtskonformere Formulierung bei den Massnahmen gegenüber den illegal
Eingereisten übernommen wurde. Dadurch entfiel die vom Nationalrat in der
Frühjahrssession eingefügte zehntägige Frist, um sich bei den zuständigen Behörden zu
melden. In der einzigen gegenüber dem Ständerat noch bestehenden wesentlichen
materiellen Differenz, nämlich der Zuteilung der Asylsuchenden auf die Kantone,
schloss sich die grosse Kammer mit 79 zu 61 Stimmen der kleinen an. 59

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.06.1998
MARIANNE BENTELI

Familienpolitik

Simplifier la procédure des mariages, tel est le but de la motion déposée par Andrea
Caroni (plr, AR). Elle consiste en deux mesures. La première vise à abolir le délai
d'attente de 10 jours après la fin de la procédure préparatoire et la célébration du
mariage. Ce délai provenant de la coutume de la publication de bans, il ne fait selon le
motionnaire plus sens aujourd'hui. La deuxième mesure consiste en la suppression de
l'obligation de se marier devant deux témoins, qui n'a depuis 1995 plus de justification
juridique. Les personnes souhaitant tout de même se marier devant témoins pourront
continuer à le faire. La motion a été acceptée par le Conseil national lors de la session
d'hiver, par 92 voix contre 86 et 9 abstentions. L'objet avait été repris par Nadine
Masshardt (ps, BE), le député Caroni ayant entre temps été élu au Conseil des Etats. Il
statuera donc sur sa motion lorsque celle-ci passera devant la chambre des cantons. 60

MOTION
DATUM: 14.12.2015
SOPHIE GUIGNARD

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Hatte die CVP im Januar bei der Veröffentlichung der Wahlpositionen in der
Energiepolitik noch auf den Bau neuer Atomkraftwerke gesetzt, schwenkten einige
CVP-Nationalräte im April auf eine atomfreie Zukunft um. Eine Motion ihres
Parteikollegen Roberto Schmidt (VS), die den schrittweisen Ausstieg aus der
Atomenergie verlangt, wurde von mehreren CVP-Nationalräten mitunterzeichnet. Mit
einer deutlicheren Position in der Energiefrage wollte man auch auf die Verluste bei
den kantonalen Wahlen in Zürich und Luzern, wo viele Wählerinnen und Wähler an die
GLP verloren gegangen waren, reagieren. Nachdem CVP-Bundesrätin Doris Leuthard im
Mai den als historisch gefeierten Atomausstieg der Schweiz propagiert hatte, gelang es
der Parteispitze innerhalb kurzer Zeit, eine klare parteiinterne Mehrheit für die
Ausstiegspläne zu schaffen. Bei der Abstimmung zur Motion im Nationalrat am 8. Juni
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stimmte die Fraktion fast geschlossen für einen Atomausstieg. Allein Arthur Loepfe (AI)
stimmte dagegen und drei Aargauer Abgeordnete enthielten sich der Stimme (Egger-
Wyss, Zemp, Humbel). Der rasche Umschwung wurde der Partei allerdings auch zum
Vorwurf gemacht. Die CVP beweise in der Energiefrage eine gewisse Wendigkeit. So
stiess auch ihr Vorschlag, als Alternative zum Atomstrom über den Autobahnen
Photovoltaikdächer zu montieren, in der Presse eher auf Skepsis. 61

Weil die Tessiner FDP eine Amtszeitbeschränkung von 16 Jahren für Volksvertreter
kennt, hätte Fulvio Pelli (TI) eigentlich nicht mehr zu den Nationalratswahlen antreten
dürfen. Die Statuten sehen allerdings Sonderbewilligungen vor, die dem
Parteipräsidenten und Aushängeschild der Tessiner FDP vom Parteivorstand auch
gewährt wurden. Pelli selber kündigte an, solange im Nationalrat zu bleiben, wie er
Präsident sei. Er war aufgrund der gehäuften Niederlagen seiner Partei bei kantonalen
Wahlen und der intransparenten Kommunikation in seiner Funktion als
Verwaltungsratspräsident bei der Tessiner Kantonalbank auch in der Südschweiz nicht
unumstritten. Seine äusserst knappe Wiederwahl in den Nationalrat – 54 Stimmen
verhalfen ihm dazu – liess die Kritiker ebenfalls nicht verstummen. Pelli selber gab nach
der Niederlage bei den eidgenössischen Wahlen bekannt, im April 2012 sein Amt
abzugeben. Dies habe er bereits vor zwei Jahren beschlossen. Als potentielle
Nachfolgerinnen und Nachfolger wurden Karin Keller-Sutter (SG), Philipp Müller (AG),
Christian Wasserfallen (BE), Ruedi Noser (ZH) und Andrea Caroni (AR) ins Spiel gebracht.
Keller-Sutter kündigte früh an, dass für sie das Amt als Parteipräsidentin mit jenem als
Ständerätin unvereinbar sei. Eine Findungskommission wurde im Dezember eingesetzt
und als Wahltermin der 21. April 2012 festgelegt. 62

PARTEICHRONIK
DATUM: 28.12.2011
MARC BÜHLMANN

Nach sieben Amtsjahren gab Fulvio Pelli (TI) am 21. April die Präsidentschaft der FDP
ab. Karin Keller-Sutter (SG) wäre als Nachfolgerin zuoberst auf der Wunschliste
gestanden, da sie aus der Deutschschweiz stammt, ein nationales Profil und die nötige
Konsenskompetenz aufweise, die es für dieses Amt brauche. Die St. Galler Ständerätin
sagte jedoch ab, weil für sie das Präsidialamt nicht mit dem Ständeratsmandat
vereinbar sei. Mit Ruedi Noser (ZH), Philipp Müller (AG), dem Vizepräsidenten Vincenzo
Pedrazzini (SZ), Andrea Caroni (AR), Martin Schmid (GR), Christian Wasserfallen (BE)
oder Pankraz Freitag (GL) wurden in der Presse einige mögliche Namen genannt, die
Findungskommission klagte jedoch über eine eigentliche Kandidatenflaute und
zahlreiche Absagen. Anfang März stellte die Kommission dann mit Pankraz Freitag (GL)
und Philipp Müller (AG) zwei unterschiedlich profilierte Papabili vor, die sich an
verschiedenen Hearings in den Kantonen präsentieren mussten. Dem medial besser
bekannten und in Bern auch besser vernetzten Müller wurden in der Presse die
besseren Chancen eingeräumt: Dem gelernten Gipser wurde eher zugetraut, aus der
FDP wieder eine Volksbewegung zu machen als dem von Wirtschaftskreisen
unterstützte Glarner Mathematiklehrer. Müller hatte sich allerdings in der Romandie
aufgrund seiner dezidierten und harten Asylpolitik nicht viele Freunde geschaffen. Zu
einer Kampfwahl kam es jedoch nicht, da sich Freitag Mitte März als Kandidat
zurückzog. Müller wurde am 22. April schliesslich ohne Gegenstimme mit 330 zu 0
Stimmen gewählt. Pelli wurde an derselben Abgeordnetenversammlung in Bern für seine
Leistungen für die FDP mit stehenden Ovationen geehrt. Zwar habe er den
Wählerschwund nicht aufhalten können, es sei ihm aber gelungen, interne
Grabenkämpfe zu lindern. Darüber hinaus dürfe die Fusion mit den Liberalen als Erfolg
verbucht werden. Die künftigen Erfolge der FDP würden auch eine Ernte von Pellis
Wirken sein. Müller startete mit einer eigentlichen Tour de Suisse in sein Präsidium.
Nach einigen Wochen mussten auch seine Kritiker anerkennen, dass der Neue für viel
Schwung und eine grössere Nähe zur Basis sorge. 63
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Mitte November kürte die Bundeshausfraktion die Kandidierenden für das zweite
Vizepräsidium in beiden Parlamentskammern. 2016 wird die FDP den Vorsitz im
Stände- und im Nationalrat innehaben. Die von einer Fraktion vorgeschlagenen
Kandidierende werden im Normalfall gewählt und rücken vom zweiten Vize- zum ersten
Vizepräsident bzw. vom ersten Vize- zum Präsidenten auf. Um das Amt im Nationalrat
bewarben sich Christa Markwalder, Christian Wasserfallen und Andrea Caroni, während
für die kleine Kammer einzig die Kandidatur von Raphaël Comte anstand. Das
Ständeratsamt wäre eigentlich für den allerdings kurz zuvor verstorbenen Pankraz
Freitag vorgesehen gewesen. Nominiert wurden schliesslich Markwalder und Comte. 64
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Obwohl man in der FDP den Lead des Nein-Lagers nicht übernehmen wollte, trat
schliesslich mit Andrea Caroni (fdp, AR) ein junges Aushängeschild die Führung der
Kampagne gegen die Pädophileninitiative an. Caroni stellte ein überparteiliches
Komitee zusammen, um den Rechtsstaat zu verteidigen. Die Initiative verletzte den
Grundsatz der Verhältnismässigkeit, und der Automatismus sowie die fehlende
Abstufung nach der Schwere einer Tat seien mit rechtsstaatlichen Ideen nicht
vereinbar. Das Engagement war mutig, da ein Einstehen gegen die von Parteipräsident
Philipp Müller als „unappetitliches Geschäft“ bezeichnete Initiative kaum Lorbeeren
versprach. Allerdings gewannen Caroni und seine Partei damit durchaus an Profil. 65

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 16.03.2014
MARC BÜHLMANN

1) AB NR, 2009, S. 919 ff.; AB SR, 2009, S. 964 f. Zum Bundesgerichtsurteil siehe Bund, 29.5.09.
2) AB NR, 2010, S. 80; AB NR, 2010, S. 96
3) Presse vom 15.4 bis 25.12.10; Bundesgerichtsentscheid: Presse vom 27.8.10; Urteilsbegründung: Presse vom 26.10.10.
4) NZZ, 20.5.14.; Presse vom 19.5.14
5) AB NR, 2015, S. 568; AB SR, 2015, S. 1049 f.; Kommissionsbericht RK-SR vom 13. August 2015
6) AB NR, 2013, S. 1184; AB SR, 2013, S. 585 f.; NZZ, 3.4.13; Po. 13.3226
7) AB NR, 2014, S. 541
8) AB NR, 2018, S. 1391 ff.; AB NR, 2018, S. 1770; AB SR, 2018, S. 801; NZZ, 29.9.18
9) AB NR, 2013, S. 1746
10) AB NR, 2014, S. 540; Po. 13.4045 
11) BBl, 2016, S. 2918; Bericht BR vom 5.6.15; TA, 6.6.15
12) BBl, 2016, S. 2918
13) LT, 19.9.14; Blick, 20.9.14
14) AB NR, 2018, S. 114 f.
15) Pa.Iv. 11.448 (Berberat): AB SR, 2012, S. 235 ff.; Pa.Iv. 12.401 (Minder); AB SR, 2012, S. 836 ff.; Mo. 11.4029: AB NR, 2012, S.
536; AB SR, 2012, S. 971 ff.; Medienmitteilung BR vom 30.11.12; NZZ, 31.1.12; SGT und NLZ, 10.3.12; SGT, 1.5.12; TA, 21.9.12;
Presse vom 25.9.12; NZZSO, 28.10.12; NZZ, 28.11.12.
16) Pa.Iv. 12.430 (Caroni): Medienmitteilung SPK-NR vom 28.5.13; Medienmitteilung SPK-SR vom 12.11.13; NZZ, 22.5.13; Lib.
24.5.13; Presse vom 29.5.13; NZZ, 6.6. und 14.7.13.
17) AB NR, 2014, S. 797 ff.; Bericht SPK-NR; Pa.Iv. 12.430 Abstimmung; BZ, 13.2.14; BaZ, 1.3.14; NZZ, 4.3.14; LT, 12.3., 21.3.,
3.6.14; AZ, 7.8.14
18) SoZ, 4.1.15; AZ, 29.1.15; LZ, 30.1.15; SGR, 4.2.15; SGT, 2.3.15; NZZ, 11.3.15; SGT, 28.4.15; TA, 12.5.15; Blick, TA, 15.5.15; NZZ, TA,
16.5.15; APZ, 20.5.15; WW, 21.5.15; SO, SoZ, 24.5.15; So-Bli, 31.5.15; AZ, 4.6.15; Lib, SGT, 5.6.15; So-Bli, SoZ, 7.6.15; LT, 9.6.15;
SGT, TA, 10.6.15; SO, 14.6.15; Blick, 26.6.15; SO, 28.6.15; NZZ, 8.7., 13.7.15; Blick, 14.7., 23.7.15; LT, 13.8.15; NZZ, TA, 15.8.15; CdT,
22.8.15; LT, 24.8.15; NZZ, 27.8.15; BaZ, 28.8.15; NZZ, 29.8.15; LZ, 1.9.15; Blick, 5.9.15; SO, 13.9.15; LT, 17.9.15; Blick, 23.10.15; Lib,
7.11.15; NZZ, 12.11.15; LT, 24.12.15
19) AB NR, 2017, S. 1132; NZZ, 16.6.17; LT, 27.6.17
20) PAG 13.210 (Wahl Präsidium NR): AB NR, 2013, S. 1790 ff.; PAG 13.211 (Wahl Präsidium SR): AB SR, 2013, S. 941 ff.; LZ, 7.1.13;
SoZ, 13.1.13; NZZ, 9.11.13; SO und So-Bli, 10.11.13; APZ, 12.11.13; NZZ, 15.11. und 16.11.13, Presse vom 22.11., 23.11. und 26.11.13; BaZ
und NZZ, 27.11.13; Presse vom 28.11.13; TA, 30.11.13.
21) Medienmitteilung SPK-N vom 15.4.2016; Medienmitteilung SPK-S vom 26.8.2016
22) AB NR, 2018, S. 602 f. 
23) AB NR, 2013, S. 2207; So-Bli, 7.7.13; NZZ, 31.10.13; LZ und SGT, 5.11.13; So-Bli, 29.12.13.
24) AB NR, 2014, S. 1828; Mo. 14.3441
25) AB NR, 2015, S. 1873; SGT, 13.6.15
26) 17.046 Abstimmungsprotokoll; AB NR, 2018, S. 641ff.; AB NR, 2018, S. 808ff.; AB NR, 2018, S. 832ff.; AB NR, 2018, S. 930ff.;
AZ, BaZ, NZZ, 31.5.18; So-Bli, 3.6.18; Blick, 6.6.18; BaZ, NZZ, WW, 7.6.18; NZZ, 9.6.18; So-Bli, 10.6.18; AZ, TA, 12.6.18
27) TA, 30.12.14
28) Stellungnahme BR zu Mo. 14.4038
29) Résultats 1er tour; Résultats 2nd tour; NF, 26.9., 4.10., 6.12., 7.12., 22.12.16, 3.1., 10.1., 11.1., 18.1., 8.2., 18.2., 4.3.17; NF,
6.3.17; NF, 8.3.17; TG, 10.3.17; NF, 14.3.17; NF, 15.3.17; NF, TA, 20.3.17; NF, 25.3., 31.3., 5.4., 8.4., 16.6., 1.9., 5.9., 26.10.17
30) NZZ, 4.3.13; NZZ, 6.2.13; NZZ, 8.4.13; www.ar.ch
31) BBl, 2011, S. 8267 ff.; NF, 26.1.11; BZ, 26.7.11; LT, 6.9.11; NZZ, 6.9. und 13.9.11; TA, 13.10.11; NZZ, 14.10.11; Presse vom 24.10.11;
24h, 4.8.11; www.vs.ch; Bundeskanzlei (www.parlament.ch); BFS (BFS.admin.ch; www.politik-stat.ch); Lit. BFS.
32) NZZ, 10.6.15; SGT, 19.10.15
33) APZ, 29.5.15; NZZ, 10.6.15; APZ, 2.7., 4.7., 15.8., 18.8., 26.8., 16.10.15; SGT, 19.10.15
34) AB NR, 2015, S. 1928 ff.; AB NR, 2015, S. 2082; AB SR, 2015, S. 1094 f.; AB SR, 2015, S. 1211; BBl., 2015, S. 7927 ff.; Bericht
Büro-NR vom 25.11.2015; Bericht Büro-SR vom 26.11.2015
35) AB NR, 2016, S. 1453 f.
36) AB SR, 2017, S. 205 f.
37) BO CN, 2017, p.494
38) AB NR, 2013, S. 184; AB SR, 2013, S. 585f.; Lit. Huguenin / Hilty.
39) Rapport, Modernisation de la partie générale du code des obligations
40) BO CN, 2017, pp.493
41) AB NR, 2015, S. 1081 ff.; AB NR, 2015, S. 1131 ff.; AB NR, 2015, S. 450 ff.; AB NR, 2015, S. 481 ff.; AB NR, 2015, S. 529 ff.; AB
NR, 2015, S. 552 ff.; AB SR, 2015, S. 337 ff.; AB SR, 2015, S. 588 ff.; AB SR, 2015, S. 626 ff.; TA, 20.3.15
42) Lib., 8.8.09 (massacres); 24h et NZZ, 8.9.09 (recours); Lib. et NLZ, 6.11.09 (position CF).
43) BO CN, 2010, p. 1611 ss. et 1622.
44) AB NR, 2009, S. 1248 ff.; AB SR, 2009, S. 768 ff.
45) AB NR, 2015, S. 6 ff.; Medienmitteilung WAK-NR vom 21.10.15
46) AB NR, 1996, S. 267 ff.; AB NR, 1996, S. 585; SoZ, 17.3.96; Verhandl. B.vers., 1996, I, S. 35
47) BO CN, 2011, p. 1002; Presse du 9.6.11.
48) BO CN, 2011, p. 1001. (PBD) ; BO CN, 2011, p. 998 s. (Verts)
49) (Schmidt): BO CE, 2011, p. 974; BO CN, 2011, p. 1903 ss.; (PBD): BO CE, 2011, p. 973 s.; BO CN, 2011, p. 1903 ss.; Mo. (Verts):
BO CE, 2011, p 972 s.; BO CN, 2011, p. 1903 ss.; Presse du 29.9.11; NZZ et LT, 7.12.11.
50) BO CN, 2010, p. 1134.
51) AB NR, 2012, S. 461 f., AB SR, 2012, S. 833 f.
52) BO CE, 2008, p. 459 s.; Lib., 10.5.08; BO CN, 2008, p. 1007.
53) AB NR, 2018, S. 1234
54) BRG 10.019: AB NR, 2011, S. 1567 ff. und 1788 ff.; LT, 13.5.11 und SoZ, 15.5.11 (Umfragen); TA und SGT, 22.9.11 (Debatte).
55) AB NR, 2016, S. 1337 f.
56) AB SR, 2017, S. 998 ff.; BGE 8C 2722011; NZZ, 28.11.17; AZ, LZ, NZZ, 15.12.17
57) AB SR, 2018, S. 1044 ff.
58) AB NR, 1998, S. 2128f.; AB NR, 1998, S. 2131ff.; BBl, III, 1998, S. 3202ff.

01.01.89 - 01.01.19 31ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



59) Amtl. Bull. NR, 1998, S. 1059 ff.27
60) BO CN 2015, p.2182
61) Blick, 14.4.11; Presse vom 15.4.11; AZ, 1.6.11; SN und AZ, 9.6.11; NZZ, 16.8.11 (Wendigkeit); NLZ, 9.9.11; TA, 21.9.11; BaZ, 29.9.11
und 8.10.11 (Photovoltaikanklagen).
62) Lib. und Blick, 23.4.11 (Sonderbewilligung); SoS, 28.9.11 (Kantonalbank); TA, 18.10.11; AZ, 24.10.11; SGT und SoS, 25.10.11; SoS
und AZ, 26.10.11; BaZ und SoS, 27.10.11; TA und NZZ, 29.10.11; SoS, 7.11.11; Presse vom 9.12. und 16.12.11; NZZ, 28.12.11.
63) BZ, 16.1.12; LT, 17.1.12; NZZ, 10.2.12; LT, 28.2.12; NLZ, 2.3.12; NZZ und SGT, 3.3.12; Presse vom 6.3. und 7.3.12; NZZ, 9.3.12;
Presse vom 14.3.12; TA, 16.3.12; NZZ, 2.4. und 14.4.12; Presse vom 23.4.12; NZZ, 24.10.12; LT, 7.11.12.
64) Blick, 10.11.13; NZZ, 15.11. und 17.11.13.
65) Blick, 20.2.14; SoZ, 16.3.14; AZ, 19.3.14; So-Bli, 20.7.14

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.89 - 01.01.19 32


